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Nr. 33. Halle, Freitag den 8. Februar 1918. 2. Jahrgang
das öſterreichiſche ßabinett demiſoniert.

Wien, 7. Februar. Das Abgeordnetenhaus ſetzte die
Generaldebatte über den Staatshaushalt fort. Am Sitzungsſchluſſe
erklärte Präſident Dr. Groß, er habe ſoeben vom Miniſter
präſidenten Dr. von Seidler die Mitteilung erhalten, daß die
Regierung dem Kaiſer ihre Demiſſion überreicht habe. Da die
Regierung ſich ſonach im Statu Demiſſionis befinde, bleibe nach
konſtitutionellem Brauche nichts anderes übrig, als vorläufig die
Sitzungen des Hauſes zu vertagen. Die nächſte Sitzung werde auf
ſchriftlichem Wege bekanntgegeben werden.

In parlamentariſchen Kreiſen verlautet, die Demiſſion der Re
gierung ſei auf einen Beſchluß des Polenklubs zurückzuführen, der
ſich ſowohl gegen den Eintritt in die Spezialdebatte wie gegen ein
zweimonatiges Budgetproviſorium ausſprach, wodurch die Majorität
für das Budget in Frage geſtellt worden ſei.

Aus dem ungariſchen Abgeordneten
haus.

.BDudapeſt, 7. Februar. Graf Michael Karolyi (KarolhiPar-
tei) beſprach das Programm des neugebildeten Kabinetts und er
klärte, er ſei nicht in der Lage, ſich auf Grund dieſes Programms
der Partei anzuſchließen. Er gäbe zu, daß namentlich im Sozial
progamm viel Vortreffliches enthalten ſei; mit Bedauern ſtelle er
aber feſt, daß manches darin fehle. Das Programm ſei nicht ge
eignet, als Grundlage für eine neue Parteibildung zu dienen.
Der Redner vermiſſe insbeſondere Vorkehrungen für die Ver
ſorgung der Jnvaliden und Kriegswitwen. Auch hätte
er re daß im Zuſammenhange mit dem demokratiſchen

die e e. “Jn See tie ehe en auf die
Tagesordnung geſetzt wer vollkommener ereinſtimmung
mit dem Miniſterpräſidenten befinde er ſich vezüghch der Wahl
re fo r m. Er hebe jedoch ausdrücklich hervor, daß er nur eine ſolche
Wahlreform billige, wie ſie in der jetzt im rdnetenhauſe ein
gebrachten Wahlgeſetzvorlage enthalten iſt. Er könne jedoch eine
Vorlage nicht amnehmen, welche der Tiſza-Partei zuliebe den Kreis
Je ahlerechtigten mittels Abänderungsvorſchlägen verengern
werde.

Graf Karolhyi erklärte, daß er für ein Bundesver-
hältnis mit Deutſchland nicht ſchwärme, und zwar
aus dem Grunde, weil nach ſeiner Anſicht Ungarn in ein Abhängig-
keitsverhältnis zu Deutſchland gelangen werde. Nach ſeinem Dafür-
halten ſei auch die Bildung eines Mitteleuropa auf wirtſchaftlicher
Grundlage nicht heilſam, es ein Haupthindernis bei der Ein

leitung von Friedensverhandlungen bilden könnte. Der wirtſchaft
liche Anſchluß an Deutſchland, wie er jetzt den Regierungskreiſen
vorſchwebt, verurſache neue Konflikte, führe zu einer Steige-
rung der Rüſtungen und hemme die Werbekraft der pazi-
fiſtiſchen Jdeen, als deren begeiſterter Anhänger Graf Karolhi ſich
bekennt. Er fügte jedoch hinzu, er ſei nicht Anhänger eines Frie-
dens um jeden Preis ein Frieden um jeden Preis ſei eine
ebenſolche Abſurdität wie ein Krieg um jede Preis. Der Pazi-
fismus werde eigentlich erſt n riedensſchkuß einſetzen. Seine
Grundlage ſei der Abſcheu der Menſchheit vor dem Blutvergießen,
welches jetzt ſeit vier Jahren währe.

Hierauf ergriff Miniſterpräſident Dr. Wekerle das
Wort. Er ſagte, er müſſe beſtreiten, daß die neue Parteibildung
ein Mißerfolg ſei. Der Abgeordnete Graf Karolyi habe von vorn-
herein erklärt, er wolle ſich der neuen Regierungspartei nicht an-
ſchließen, und deshalb hätte man auch diesbezüglich keinen Verſuch
machen können. Es hätten auch andre Urſachen vorgelegen, daß
Graf Karolhi nicht an der Parteibildung teilgenommen hätte. Die
Grundlage der Parteibildung war, fuhr der Miniſterpräſident fort,
daß der Eintritt von der Annahme des Parteiprogramms ab-
hängig gemacht wurde. Zwiſchen der Regierung und der Karolyi-
Partei beſtehen jedoch kardinale Meinungsverſchidenheiten auf das
Verhältnis zu Deutſchland. Jedermann, der geſehen
hat, daß das Deutſche Reich vom erſten Augenblick mit größter Hin
gebung und Bereitwilligkeit und mit größtem Erfolge (allgemeiner
Beifall und Händeklatſchen) an der Verteidigung unſeres Vater-
landes teilgenommen hat, jedermann, der jene Richtungen auf der
Seite der Entente bemerkt, welche die Zerſtückelung unſeres Landes
durchſetzen wollten, der muß gerade vom nationalen Standpunkte
aus die Politik befolgen, welche ſich dem Feſthalten dieſes Bünd
niſſes nicht verſchließen darf. (Lebhafte Zuſtimmung.) Dieſes

ei aggreſſibe Tendenz. Von v
es unmöglich, irgend etwas gegen die Abſicht einzuwenden, daß wir
das Bündnis wirtſchaftlich vertiefen, wobei ſich die Grenze, bis zu
der wir gehen, ausdrücklich bezeichnet hat, nämlich, daß wir unſre
wirtſchaftlichen Jntereſſen vollkommen wahren und ſowohl unſre
handelspolitiſche Selbſtändigkeit, wie die Unabsängigkeit unſerer
Entſchließung ſichern müſſen. (Lebhafte Zuftimmung, Zurufe: Auf
dem Papier

Der Miniſterpräſident fuhr fort: Das wirtſchaftliche Bündnis
keine Spitze gegen andere Staaten. Wir wünſchen dies in

einer Weiſe ins Leben zu rufen, daß unſere Aktionsfreiheit und
unſer Verkehr mit anderen Staaten nicht beeinträchtigt wird.
(Sebhafter Beifall!)

Wilſon auf eigene Fauſt:
Jn Paris iſt die Nachricht eingetroffen, daß Prä

ſident Wilſon nach wie vor gewillt ſei, ſich in ſeiner
Politik durch die von der übrigen Entente getroffenen
Maßregeln und Beſchlüſſe nicht beirren zu laſſen.
Er beabſichtige, die Reden von Hertling und Czernin
noch in ſelbſtändiger Weiſe zu beantworten und wird
den Tag dazu beſtimmen, der ihm paßt. Dieſe Nachricht

hat die franzöſiſche verſtimmt. Manfürchtet, daß Wilſons Sonderpolitik einen unange-
nehmen Einfluß auf die diplomatiſchen Unternehmungen
Englands, Frankreichs und Jtaliens ausüben wird.
Der franzöſiſche Botſchafter in Waſhington würde
angewieſen, die Befürchtung der franzöſiſchen Regierung
Wilſon ungeſchminkt vorzutragen.
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Der Neuyork-Herald meldet: Der Senat hat den
Antrag des Präſidenten, auf Erteilung unbeſchränkter
Vollmachten zum Abſchluß von diplo chen und
militäriſchen Verträgen während der Dauer des Krieges
abgelehnt. Es wurde eine Kommiſſion eingeſetzt,
die die Frage der verfaſſungsmäßigen Teilnahme des
Senats am Abſchluß notwendiger Staatsverträge
während des Krieges prüfen ſoll.

Die Mehrheit des Repräſentantenhauſes hat
den Beſchlüſſen der Pariſer Alliiertenkonferenz zu
geſtimmt.

Amerikaniſche Aufſchneiderei.
Reuter meldet aus Waſhington: Der amerikani

miniſter hatte in dem Ausſchuß für auswärtige
erſcheinen müſſen, um dort ein Kreuzverhör über ſeine zu be

daß zu Beginn des res eine halbe Million und zu
e noch eine ehe Wien Se e aſchem Boden ſtehen w egsminen det letzten Zahl unab von' der Frage des
raums da er noch von beſonderer te Schiffsraum zu
hoffe. verſchiedene Senatoren Näheres ren wollten,
der Miniſter in einer ſpäteren darüber zu

Meld diee
deutſchen e es n um DampferTonnen an die Vereinigten Staaten abzutreten,

Kriegs

London, 7. Februar. (Amklich.) Der Dampfer Tuscania
der Anchor- Linie (14 348 Br. -Reg.-To.) wurde in der Nacht zum
5. Februar mit amerikaniſchen Truppen an Bord in der
Nähe der iriſchen Küſte korpedierk. Im ganzen befanden ſich
2397 Perſonen an Bord. Hiervon wurden 2187 gerettet. Nach den
bisherigen Angaben befinden ſich unker den Geretleten 76 Armee-
offiziere, 1935 Mannſchafien, 16 Schiffsoffiziere, 125 Mann der Be
ſatzung und 3 Pauſſagiere, ſowie 32 Perſonen, über die keine näheren
Angaben vorliegen.

Die Aufgabe der amerikaniſchen Hilfstruppen.
Amſterdam, 7. Februar. (T.- Aus Neuyork wird berichtet:

Die Newyork Evening Sun führt aus: Die amerikaniſchen Truppen
haben die Pflicht übernommen, einen Teil der franzöſiſchen Front
zu verteidigen. Wir wiſſen nicht, ob der Teil der Front, den ſie augen
blicklich einnehmen, eine oder zehn Meilen beträgt, aber in jedem Falle
wiſſen wir, daß unſere Soldaten auf der Front in Lothringen
ſtehen. Dort werden ſie Lothringen hartnäckig verteidigen. Sie haben
einen zähen Feind zu bekämpfen, aber dort, wo ſie kämpfen, in
Loihringen, liegt auch der Grund, weshalb und wofür ſie kämpfen.
Als der Präſident dem Kongreß die notwendigen Bedingungen für
einen Frieden vorlegte, erklärte er, daß ElſaßLothringen an Frank-
reich zurückgegeben werden müſſe. Frankreich müſſe die ver
lorenen Provinzen zurückerhalten.

Die Polen in Smolenſk und Wirtebſk.
Dem Stockholmer Korreſpondenten der Telegraphen-Union wird

aus Petersburg berichtet: Nach einer 2tägigen Schlacht, an
der ſich auch die polniſche Artillerie unter dem General Lesmiewſtki
beteiligt hatte, iſt Smolenſk von den polniſchen Truppen im
Sturm genommen worden. Die Stadt Witebfk wurde von dem
General Dowbor-Huſnicki er obert. Die zur Beſpannung der Ar-
tillerie nötigen Pferde wurden den Polen von den Ukrainern ge-
liefert.

Veue große Kämpfe im Dongebiet.
Petersburg, 7. Februar. (T.-U.) Aus Roſtow wird gemeldet,daß in der Rad von Luganfk und Debatſchew ſchon ſeit ſechs

Tagen zwiſchen den Koſaken und den Bolſchewikitruppen gekämpft wird.
Die Situation iſt nach den bisherigen Berichten unklar. Die Bol-

wikitruppen, die von der Kaukaſusfront herangezogen wurden, haben
tawiopol beſetzt.
In Noworowyſfk kamen zwei Kreuzer mit Matroſen an. Jn

der Stadt herrſcht große Panik. Die Matroſen verhafteten den AdmiralL wo w und den Keerſten Tſchermiagaſew. Lwow wurde er-

mordet.

Bündnis iſt gusſchließlich auf die Wahrung des Friedens
und ges n i. t i n n gerichtet und beſitzt
keiner em Geſichtspunkte aus iſt

Feldgraue Zukunftsſorgen.
Von Richard Woldtt.

Die Prügelſzenen in der Berliner Verſammlung der
Vaterlandspartei haben trotz der darauf erfolgten Maßnahme
des Oberbefehlshabers in den Marken die Aufmerkſamkeit
der Oeffentlichkeit auf eine wichtige Frage gelenkt: Wie wer
den die heimkehrenden Kriegsteilnehmer zu den politiſchen
Tagesfragen des Krieges einmal Stellung nehmen? Nun iſt
allerdings das Trommelfeuer der alldeutſchen Raufhelden in
Berlin ein Vorgang geweſen, der auf die Stimmung der
Kriegsteilnehmer und Kriegsverletzten beſonders aufreizend
wirken mußte. Aber es iſt auch ohnedem anzunehmen, daß,
wird der Feldgraue zur Beantwortung neuer politiſcher
Streitfragen provoziert, dieſe Antwort impulſiv genug aus
fallen kann.

Wvir wollen jedoch die Aufmerkſamkeit auf ein anderes
Gebiet lenken, auf die Tatſache nämlich, daß mindeſtens
ebenſo wie am politiſchen Leben die heimkehrenden Feld
grauen auch an den Fragen des Wirtſchaftslebens intereſſiert
ſein werden. Vielleicht wird ſogar das Jntereſſe für wirk-
ſchaftliche Dinge noch ſtärker hervortreten, weil hier die Ent
wicklung unmittelbar in das berufliche Schickſal eines jeden
einzelnen eingreift.

Wie wird es z. B. möglich ſein, für die nächſte Zukunft
den heimkehrenden Kriegsbeſchädigten im Wirtſchaftsleben
ſo unterzubringen, daß man den Anſprüchen, wirtſchaftlich und
ſozial, der heimkehrenden Feldgrauen gerecht werden kann
und der Allgemeinheit ein Mindeſtmaß von Laſten aufge-
bürdet wird. Denn es iſt klar, daß nach dem Kriege keine
ausſchließliche Rentenverſorgung gegeben werden kann, weil
dazu die Mittel wieder nicht aufgebracht werden, ſondern vor
allen Dingen iſt Arbeit und geſicherter Verdienſt ſowie Ge
legenheit zur möglichſt ergiebigen Auswertung der Arbeits-
kraft des kriegsverletzten Heiinkehrenden zu ſchaffen.

Doch zunächſt Wet iſt eigentlich ein Kriegsbeſchädigter?
Die allgemeine Auffaſſung geht dahin, als Kriegsbeſchädigten
einen Mann anzuſehen, dem Arme oder Beine amputiert
worden ſind, dem künſtliche Glieder angepaßt werden mußten
oder der ein ſonſt mehr oder weniger ſchweres Leiden mit
nach Hauſe bringen wird, und dadurch in ſeiner Arbeits-
fähigkeit eingeſchränkt worden iſt. Dieſer Begriff iſt zu eng
gefaßt. Jm weiteſten Sinne des Wortes ſind Kriegsbeſchä-
digte nicht nur Menſchen mit ſichtbaren Leiden und Ge
brechen, ſondern auch ſolche Männer, deren geſundheitliche
Schädigungen nach den Strapazen des Krieges heute noch
nicht klar erkennbar ſind, die ſich aber ſpäter
im Laufe der Zeit zeigen werden. Und in dieſem Sinn wird
ſo ziemlich jeder Kriegsteilnehmer mit geſchwächter Leiſtungs-
fähigkeit heimkehren.

Dieſe Nachwirkungen des Krieges als Verluſte an Men
ſchenkraft werden ſich noch lange Zeit nach Friedensſchluß,
wenn der erſte große Umſchaltungsprogzeß zur Friedenswirt-
ſchaft ſchon längſt vollendet iſt, bemerkbar machen. Das alles
wird noch Jahre lang erkennbar bleiben und heute können
wir nur in großen Umriſſen ahnen, wie gewaltig in der
Kriegsbilanz dieſes Verluſtkonto an Menſchenkraft ſein muß.

Und dann iſt noch eine andere Tatſache zu berückſichtigen.
Zwei entgegengeſetzte Entwicklungstendenzen ſind unaus-
bleiblich: Der Krieg hat nicht zuletzt uns in Deutſchland in
unſerer Menſchenwirtſchaft geſchwächt, trotzdem müſſen wir
als Wirtſchaftsvolk nach dem Krieg wieder hinein in einen
geſteigerten Wettkampf auf dem Wirtſchaftsmarkt. Der
Krieg wird nicht zu Ende fein, wenn einmal die Kanonen
verſtummen, ſondern findet wirtſchaftlich ſeine Fortſetzung.
Die alten Rivalen, beſonders England und Amerika, die auf
der Höhe der kapitaliſtiſchen Entwicklung ſtehen, werden ver
ſuchen, Deutſchland im Weltverkehr und Welthandel die
früheren Poſitionen abzuringen. Alle Kräfte ſind dann auch
bei uns wieder anzuſpannen. Das Erwerbsleben für jeden
Wirtſchaftszweig wird geſteigerte Anſprüche an die Menſchen
ſtellen. Der Krieg hat hier den kapitaliſtiſchen Rythmus be
ſchleunigt.

Mit welcher Vorbereitung treten wir nun in die ſoziale
Demobiliſation, in die Umſchaltung der Menſchenkräfte für
die zukünftige Friedenswirtſchaft ein? Wir ſind 'berechtigt,
unſere Hoffnungen nicht allzu hoch zu ſpannen. Die bis
herigen Erfahrungen haben gezeigt, daß der militäriſche
Mobilmachungsplan ziemlich gut funktioniert hat, daß die
wirtſchaftliche Mobilmachung egen uns nur mit Mühe
und Not vor den ſchlimmſten Kriſen bewahrt hat. Nun aber,
wo die Zurückführung der Menſchen in daß Wirtſchaftsleben
eine ungeheuer komplizierte und rieſe Organiſations
aufgabe iſt, können wir um ſo weniger optimiſtiſch ſein.

Freilich hat man ſich in Regierungskreiſen darüber
wenigſtens Gedanken gemacht. Gelegentlich ſige ja Andeu-
tungen in die Oeffentlichkeit geleitet worden. So haben wir
entnommen, daß nicht eines Tages alle Männer aus der
Kriegsmaſchinerie wahllos wieder entlaſſen werden ſollen.
Dadurch würden Störungen im Wirtſchaftsleben entſtehen.
Eine ſofortige Spannung zwiſchen Angebot und Nachfrage
müßte die Folge ſein. Deshalb ſoll mit der Betriebs e
der einzelnen Wirtſchaftszweige auch in gleicher organi
Ausleſe das Zurückſtrömen der beruflich zunächſt wichtigen
Arbeitsgruppen erfolgen. Die Kommandogewalt der Militär
behörden wird alſo noch einige Zeit in Funktion bleiben.
Uns bleibt zunächſt nur die Hoffnung, daß ein weitblickender
Organiſationsgeiſt das Getriebe unſerer mit dem
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geringſten Aufwand innerer Reibungen wieder in Bewegung
ſetzt.

Aber das wäre zunächſt nur die Unterbringung jener Ar
beitskräfte, die wir noch als beruflich
fähig bezeichnen können. Wie ſteht es mit denen, die nicht
mehr im Vollbeſitz ihrer Kräfte ſind, die als Kriegs
beſchädigte unterzubringen ſind?

Der Aufgabenkreis der Kriegsbeſchädigtr ſich in Heilung, J d Beru u
nungWehen aus dem Schlachtgetümmel die verwundeten

Krieger ſchleppt, ſo kommen ſie zunächſt in das
Lazarett. Der Arzt nimmt ſie in Behandlung. Er kucht
ſie gefund zu machen. Jſt eine Ambutation notwendig ge
weſen, dann greift der Techniker ein. Protheſen werden
eingepaßt. Es ſoll nicht abgeleugnet werden, daß mit viel
Hingabe und mancherlei Erfolgen auf dieſem Gebiet gearbeitet
worden iſt, wenn man ſich auch vor jeder Verallgemeinerung
hüten ſoll, die mit den erzielten Erfolgen der Paradebei-
ſpiele zu verzeichnen waren.

Nachdem die Heilung und Kräftigung des Kriegsbeſchä-
digten vorgenommen wurde, erfolgt die Berufsberatung.
Diejenigen Männer, deren Verletzung eine neue Tätigkeit
in ihrem bisherigen Beruf nicht mehr zuläßt, werden für
einen andern Beruf ausgebildet und dann ſpäter irgendwo
untergebracht. Die Sorge um die Unterbringung fällt in
das Gebiet der Erwerbsfürſorge.

Und gerade hier iſt es notwendig, daß wir uns in der
Arbeiterbewegung mit den Methoden beſchäftigen, nach denen
hier gearbeitet wird. Eigentlich ſind dafür noch keine einheit-
lichen Geſichtspunkte aufgeſtellt. Bei allem Eifer, mit dem
man ſich auf dieſem Gebiet betätigt, geht es ziemlich un
methodiſch zu. Es ſei nur darauf aufmerkſam gemacht, daßnach einer Kufſtelung, die S. Kraus in einer Abhandlung:
„Kriegsbeſchädigtenfürſorge“ (Verlag Teubner, Aus Natur
und Geiſteswelt) macht, nicht weniger als 36 Orga-
näſationen beſtehen, die ſich auf die einzelnen Provinzen
verteilen und in Verbindung mit Ausſchüſſen, behördlichen
Organen unter Mitarbeit von Vertretern der Generalkom-
mondos eingerichtet worden ſind. Aus der bisherigen Art
dieſer Zuſammenſetzung läßt ſich heute ſchon erſehen, daß
noch kein einheitlicher Plan vorliegen kann. Es iſt noch ein
Nebeneinander, wahrſcheinlich ſogar ein Gegeneinander von
den verſchiedenen Einrichtungen und Organiſationsbildungen
zu konſtatieren.

Vor allen Dingen wird noch viel auf die „freiwillige
Mitarbeit“ der Unternehmer gerechnet. Jn Wirklichkeit iſt
es eine Jlluſion, daß auf die Dauer die Unternehmer freiwillig
dazu bereit ſein werden, in genügendem Umfang Kriegs
beſchädigte zu beſchäftigen. Die bisherigen Anſätze, die ſich
bis jetzt bemerkbar machen, laſſen vielmehr erkennen, daß in
den Jnduſtriewerken z. B. man den Kriegsverletzten als
billigen und willigen Arbeiter einzugliedern verſucht.
Denn der Kriegsbeſchädigte iſt der Mann mit der geſchwächten
Leiſtungsfähigkeit, der mit dem geſunden Arbeiter und mit
der Arbeiterin nicht immer erfolgreich konkurrieren kann,
ſelbſt wenn er wirklich weniger Lohn fordert. Er wird nicht
immer das geforderte Tempo aushalten, der Arbeitsplatz
wird ſich nicht gleich günſtig amortiſieren. Alle dieſe Fak-
toren wird der Unternehmer ausnutzen, und das bekannte
„Spiel der freien Kräfte“ wird dann noch ein übriges tun,
dem Kriegsbeſchädigten den Exiſtenzkampf zu erſchweren.

Aus dieſem Grunde kann die Unterbringung der Kriegs
verletzten nicht anders erfolgen als auf dem Wege wirtſchaft
licher J3wangsmaßnahmen. Es iſt überall das Ge-
triebe unſeres Wirtſchaftslebens daraufhin zu durchforſchen,
wo und wie noch Platz für Männer iſt, die der Krieg aus
ihrer früheren Tätigkeit herausgeriſſen hat, die jetzt ander
weitig unter veränderten Arbeitsverhältniſſen unterzubringen
find. Wahrſcheinlich werden hier ähnliche Organiſations-
probleme an uns herantreten wie beim Anfang unſerer
Kriegswirtſchaft: Produktionsmittel und Menſchen werden
beſchlagnahmt, aus dem privatkapitaliſtiſchen Machtbereich
herausgezogen und für eine neue Wirtſchaftsmaſchinerie be-
reit gemacht. Wollen wir für die Zukunft unſere beſten
Kräfte uns erhalten, dann iſt eben auch hier die Freiheit des
Privatunternehmers dem Geſamtintereſſe unterzuordnen; es
iſt zu beſtimmien, nicht nur was und wie teuer, ſondern
auch mit welchen Arbeitskräften zu produ
zieren iſt.

Wie wird das möglich ſein? Unſere Feldgrauen, denen
draußen im Lazarett und in der Garniſon dieſe Sorgenfragen
der kunft ſich immer wieder nähern, werden ſich darüber
klar ſein müſſen, daß auch das Machtfragen ſein können:
Politiſche Machtfragen, indem die Geſetzgebung dafür zu be
einfluſſen iſt; wirtſchaftliche Machtfragen, indem die be-
teiligten Kreiſe zur Selbſthilfe aufgerufen werden müſſen.
Und an dieſer aktiven Anteilnahme an dem Wirtſchaftsbau
der Zukunft wird kein „Trommelfeuer“ alldeutſcher Fäuſte
unſere Feldgrauen einmal hindern können.

Nach dem Streik wieder
unabhängiger Stank!

Nur mit dem Gefühl des tiefſten Widerwillens ſo
ſchreibt der Berliner Vorwärts nehmen wir von der Tat-
jache Kenninis, daß die Unabhängigen aus den Ereigniſſen
der letzten Tage keine andere Lehre gezogen haben als die,
daß der Stank und die Zerſplitterung der Arbeiterbewegung
nun erſt recht unentwegt fortgeſetzt werden müßten. Die
Nummer des parteioffiziellen Unabhängigen Zeitungsdienſtes
vom 5. Februar iſt von oben bis unten mit nichts anderem
als mit widerlichem Krakeel gegen die ſozialdemokratiſche
Partei und die Gewerkſchaften angefüllt.

Ein Artikel gegen unſeren greiſen Genoſſen Wilhelm
Blos der wahrſcheinlich mehr Verdienſte um die Arbeiter
vbewegung hat als ſein ungenannter Gegner, ſchließt mit
folgender Deklamation:

Dieſer Sumpf, der keine Klarheit, keine Entſchloſſenheit, keinen
Mut, keinen politiſchen Sinn der nur die Fülle der Erbärmlichkeil

e n e enen en dasVerhängnis des Sozialismus und der Internationale ſind, weil ſie die
blamieren und weil ſie Intereſſen dienen, die nicht Intereſſen des

Proletariats ſein können.
Ueber das Thema, wer in den letzten Tagen Mut ge

zeigt hat, möchten wir uns im gegenwärtigen Augenblick
mit den Unabhängigen noch nicht unterhalten. Aber das
wird ſchon noch kommen.

cent

Jn einer weiteren Notiz wird der Vorwärts wegen ſeiner
doch ganz ſelbſtverſtändlichen Haltung zur Niederbarnimer
Erſatzwahl folgendermaßen angeſtänkert:

Der Vorwärts, der die Aufgabe hat, hier eine
betreibe tritt da ür die sh äh

leiſtungs

Der Luftangriff auf Paris.
einenje BVatail

nrais are erangriff Sie daß er von ver
heerender rkung war. „Wie
ein n er ſchergris 3

r nerzittern.Häuſer e nd Nord
von Paris ſtnd nur rümmer-

Die n ganzertraßen ſind geblieben,an vielen auch das Jnnere
der Häuſer mert. Auch die
wohlhabe Quartiere haben ge-
litten. Ein großes Gebäude iſt wie
mit einem Titanenſchwert geſpalten.
Es iſt ſchwierig, die Zahl der von den
unerbittlichen Geſchoſſen niederge-
mähten Perſonen auch nur annäherndanzugeben. Die Zenſur en l ſich
an die amtlich angegebenen Ziffern
zu halten. Es würden zehn ver
n Krankenhäuſer nötig, um die

erwundeten unterzubringen. Das
Flugzeug hat nunmehr das Maß deſſen
gegeben, was es leiſten kann, wenn
man es benutzt, um den Haß zu be
friedigen.“

Die Bataille vergißt nur, daß
der Luftangriff auf Paris nur eine

e h ää ää war.Es war der franzöſiſ ger
t re f dieLu tangriſe nicht aufhörten, Paris die

Strafe zu tragen haben würde.

anuars die offenen Städte Trier, Heidelberg, Karlsruhe, Raſtatt,
reiburg in zweckloſer Weiſe mit Bomben an. Die Stunde der

die offene Stadt W annheim. Sie griffen im Laufe des

Und ſollte auch dieſe warnende StrafeStrafe war gekommen.

Herr Dr. Breiſſcheid, den die Unabhängigen präſentieren,

hat unſerer Partei ganze drei Jahre lang angehört und be-
kämpft ſie jetzt ſeit drei Jahren wieder. Die ſogialdemo
kratiſche Partei, die ſeit jeher den ſozialdemokratiſchen Kan
didaten für dieſen Kreis geſtellt hat, ſtellt ihn jetzt wjeder
in der Perſon des Metallarbeiters und jetzigen Arbeiter
fekretärs Rudolf Wiſſell, der ſeit etwa einem Menſchen
alter in der Bewegung ſteht. Wenn die Unabhängigen in
dieſem Fall von Erbſchleicherei ſprechen, ſo iſt das nicht nur
eine alberne Beſchimpfung der Spzicldemokratie, ſondern
es ſpricht ſich darin auch eine recht eigenartige Auffaſſung von
den Rechten der Wähler aus. Jm Mittelalter konnte man
Menſchen wie einen toten Beſitzſtand vererben; die Wähler
in Niederbarnim ſind in ihren Entſchließungen frei und
werden wiſſen, was ſie zu tun haben.
Die genannte Korreſpondenz für Stank und Krakeel
fällt ſchließlich in ihrem Leitartikel, der vom Stank handelt,
mit gehäſſigen Redensarten, die ſich auf keinerlei Tatſachen
ſtützen, über die Gewerkſchaften her:

Die Gewerkſchaften ſind den ſtreikenden Arbeitern weder durch Rat
noch Tat irgendwie beigeſprungen. Jhre Hilfe iſt von Gewerkſchafts
führern weder den Arbeitern angeboten, noch von dieſen gewünſcht wor-
den. Erſt recht nicht, als gewiſſe Regierungsſtellen für ihre Abſichten

e maskiert als Mitbeſtimmende heranzuziehen
achten.

Von ſeiten der Gewerkſchaftsführer wurde ihr mehr oder minder
freiwillig paſſives Verhalten mit der erfolgten Aufſtellung poli
tiſcher Forderungen zu begründen verſucht. Das war ein
Beginnen. Rühmen jene ſich doch ſonſt ſo gern, einen Teil dieſer
Forderungen, zum Beiſpiel, ſoweit ſie die Lebenshaltung betreffen,
immer beſonders energiſch natürlich in ihrer Art vertreten zu
haben. Auch die eminent politiſche Forderung eines baldigen
annexionsloſen, demokratiſchen Friedens haben wir vor dem Streik dort
vertreten geſehen. Es war ihnen alſo nicht durchweg der Zweck,
ſondern das Mittel, das ihnen nicht genehm war.

Wer kann aus dieſen Anſtänkereien einen Sinn hevaus-
leſen? Auf der einen Seite wird geſagt, daß das Eingreifen
der Gewerkſchaften von den „Arbeitern“, lies den Unab-
hängigen nicht gewünſcht wurde, auf der andern Seite will
man es ihnen wieder zum Vorwurf machen, daß ſie ſich, dem
Wunſche der Unabhängigen folgend, zurückhielten. Wären
ſie in die Bewegung mit eingetreten, ſo hätte es doch ſofort
geheißen: „Da ſeht ihr, dieſe Regierungsknechte wollen uns
die Bewegung kaput machen.“

Korrekter und loyaler als die Gewerkſchaften in dieſem
Falle kann man ſich überhaupt nicht verhalten. Die Gewerk-
ſchaften haben, dem von den Unabhängigen gegen ſie geſäten
Mißtrauen Rechnung tragend, Zurückhaltung geübt, um nicht
ſofort in die Bewegung einen Keim der Uneinigkeit hinein
zubringen. Sie waren ſpäter auf den erſten Ruf hin zur
Stelle, wurden aber durch den Widerſpruch der Unabhängigen
am Eingreifen gehindert. Jeder Menſch in Berlin weiß heute,
daß die unſelige Uneinigkeit und die Hetzereien der Unab-
hängigen gegen Partei und Gewerkſchaften Mitſchuld daran
tragen, daß die Bewegung zu keinem befriedigenderen Ab-
ſchluß gebracht werden konnte. Die Unabbängigen hatten
allen Grund, mucksmäuschenſtill zu ſein. Sie haben aber
kaum den Abſchluß der Bewegung abwarten können, um
aufs neue mit blöden Schimpfereien und Verdächtigungen
gegen Partei und Gewerkſchaften loszugehen.

Arbeiter, macht doch dieſem Rummel ein Ende, damit
die Arbeiterbewegung wieder geſund wird!

Genoſſe Scheidemann als Zeuge
im Prozeß Dittmann.

Zu der Verhandlung des außerordentlichen Kriegsgerichts gegen
den Abg. Dittmann war von der Verteidigung u. a. auch der Abg.
Scheidemann als Zeuge geladen worden.

Auf eine Frage des Rechtsanwalts Haaſe äußerte ſich Scheide-
mann in längeren Ausführungen über die Veranlaſſung des Streiks,
des Eingreifens der Parteileitung, die Aufgaben des Aktionsausſchuſſes
uſw. Die Urſache der Streikbewegung ſei zu finden in der
Unzufriedenheit der Arbeiter mit der unzulänglichen Ernäh-
rung, über die Beſeitigung der Verſammlungsfreiheit, die Unmög-
lichkeit der Arbeiter, ſich zu beſprechen, die Unmöglichkeit, ihre Klagen
infolge der Zenſur öffentlich vorzutragen, und in der Beſorgnis, daß
der Krieg ſich bis ins Unendliche ausdehnen könne, wenn die Regierung
r eine ganz klare Stellung zu den Friedensverhandlungen ein
nehme.

Auf weitere Fragen des Verteidigers erklärte der u. a.:
Es ſei ſeine feſte r daß der Streik in drei zu Ende
gegangen wäre. Wenn eine Maſſenbewegung ausbreche, es ſelbſt
verſtändlich höchſte Pflicht eines ſozialdemokratiſchen
Volksvertreters, ſich der Arbeiter anzunehmen, ſich mit r
ganzen Perſönlichkeit dem Volke zur Verfügung zu ſtellen und mit
Rat und Tat die Bewegung in geordnete Vahnen zu lenken. Einen
iolchen Streik plötzlich beizulegen, könne der einzelne Menſch nicht,

Frankreichs Regierung hat
h Am eihnachtsabendüberfielen feindliche Flie-

unbeachtet bleiben, jollten wiederum er deutſche ſt tten
tdurch feindliche Fliegerbomben zu leiden haben, ſo wird die Stadt

Paris erneut die vergeltende Strafe zu erdulden haben.

auch nicht der mächtigſte. Die vom Vorſitzenden angedeuteten ver
hängnisvollen Folgen ſeien in dieſem Falle ausgeſchloſſen, denn der
Streik ſollte nur drei Tage dauern. Ein ſolcher a er Streik
könne überhaupt kaum eine längere Dauer haben. nders liege es
bei einem wirtſchaftlichen Streik. Richtig ſei es, daß der Angeklagte
mit der erſte geweſen ſei, der geraten habe, eine Verhandlung mit dem
Staatsſekretär Wallraf nachzuſuchen.

Auf eine Frage des Vorſitzenden erklärte Scheidemann, ihm ſei
nichts davon bekannt, und er halte es auch für ausgeſchloffen,
daß der Streik in einem Zuſammenhang mit der
ruſſiſchen Revolutionspartei geſtanden habe.

Der Prozeß gegen Bolo Paſcha.
Wie über Genf aus Paris gemeldet wird, iſt im Prozeß

Bolo das Verhör des Angeklagten ſchon am Dienstag
zu Ende gegangen. Aus dem Bericht ergibt ſich, daß die erAnklage S dem angeblichen Telegramm des Grafen Bernſtorff

beruht, d. h. auf dem, was die amerikaniſche Geheimpolizei ausdieſem Papier herauschiffriert hat. Jm übrigen i r
in dieſem Popier der Name Bolo nicht genannt, ſondern es iſt
nur von einer bedeutenden Perſönlichkeit die Rede. Bolo be-
ſtreite die Beweiskraft dieſer Dokumente. Jedenfalls beſtreitet
er, daß er die bedeutende Perſönlichkeit ſein könne. Der Vertreter
der Anklage gab zu, daß ſich die Bezeichnung ebenſogut vielleicht
auf den Senator Humbert oder auf Caillaux beziehen könne,
Am Mittwoch begannen die Zeugenverhöre.

Die Sreigniſſe in Finnland.
Stockholm, 6. Febr. Der Kommiſſar für auswärtige Ange

legenheiten im finniſchen Revolutionsausſchuß, Sirola, ſandte
der Stockholmer internationalen Sozigliſtenkommiſſion einen langenAufruf mit einer Darlegung der Gründe, warum ſich die ſinniſche

Arbeiterſchaft dem Kampf des ruſſiſchen Proletariats gegen dasBürgertum angeſchloſſen habe. Es iſt bezeichnend, b nur das

Weſen Bolſchewikiblatt Politiken dieſes Manifeſt veröffentlicht.
ozialdemokraten als Organ der ſchwediſchen Gewerkſchaften nimmt

entharpez gegen die finniſchen Anarchiſten Partei.
ie Zahl der ſchwediſchen Freiwilligen für Finnland nimmt

ſtändig zu.

Der Fliegerſchrecken in Jtalien.
Lugano, 6. Febr. Die italieniſchen Tagesblätter ſind gefüllt

mit Schreckensberichten über den neueſten feindlichen Fliegeran-
griff in der Nacht vom 3. und im Laufe des 4. Februar auf die
venetianiſchen Landſtädte und laſſen ihrer beſonderen Entrüſtung
freien Lauf. Jn Treviſo, wo etwa 30 Bomben abgeworſen wurden,
gab es 5 Tote, in Meſtro 18 Tote und 17 Verwundete. Hier
wurden etwa 120 Bomben abgeworfen. Padua wurde von etwa
60 Bomben ſchwerſten Kalibers getroffen und es gab 4 Tote und
10 Verwundete. Der Häuſerſchaden iſt in allen genannten Orten
mit Ausnahme von S7dig ſehr groß. Jn Meſtre zerſtörte eine
Bombe zum großen Teile die Kirche von San Lorenzo. Padua
ſtand nach dem Corriere della Sera während der ganzen Nacht
Wg einem Höllenſchrecken. Das Hotel Jtalia wurde gänzlich
zerſtört.

Der Krieg zur See.
Berlin, 7. Februar. (Amtlich.) Neue UVootErfolge imweſtlichen Mittelmeer 26 000 Brutto Re iſter-Tonnen.

Die dadurch unſeren Feinden zug en Verluſte haben den Trans
portverkehr nach Frankreich und lien ſchwer getroffen. Unter
den verſenkten Schiffen befanden ſich zwei große Transportdampfer
und ein Tankdampfer, der mitſamt ſeinem Begleitfahrzeug ver
nichtet wurde und anſcheinend Venzin oder geladen hatte,
da er unter einer ungeheuren Fenuerſäule ver Auch fünf
italieniſche Segler ſielen den Angriffen der U m Opfer.nen die Schoner Attilio, Uranig mit Koetiedeng und

Maria S. S. del Paradiſa. An den vo n Erfolgen war
in erſter Linie ein kleines U-Boot unter Führung des Oberlent
nants zur See Neumann beteiligt. 5

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Die häufige Verſenkung von h r bildet ein beſon

deres Leidenskapitel für die feindlichen Kriegsmarinen. Tank-
dampfer ſind meiſtens ſehr große, eigens für den Transport vonErdöl eingerichtete Spezianſdi e. Sie verſorgen die Entente mit

Petroleum, Naphtha und Benzin, die als Kraftſtoff für den
antrieb an Stelle von Kohlen im Verlauf dieſes Krieges eine
gewaltige Bed tung gewonnen haben. uch die zur Abwehr
unſerer U-Boore ſtä in Dienſt gehaltenen, meiſt mit Oel-
euerung verſehenen zahlloſen ſchnellen Fahr e, Motorboote und
lugzeuge ſteigerten den Oelverbrauch und d unſerer
nde von überſeeiſchen Zufuhren in ſe. Lloyds

giſter von 1916 zählt nur 401 feindliche und neutrale Tank
r hää an es r r Zahl bedeutet jede e

ne willkommene Schwächunfertigkeit der feindlichen Kriegsflotten. v
mſterdam, 7. Februar. Reuter meldet aus London: Die

Admiralität gibt bekannt: Jn der abgelaufenen Woche ſind zehn
r re r r 71 r r wenige a 1600 Tonnen

ohrt worden. er ewurden verſenkt,. Fiſcherfahrzeus

ges geh



888

7

9

8 z 7

Mi

e ev 2 e

3

v S c 00

t

e
7

i

S 3

ſt
e

2

r4
l

9

fft

r

7

e ar
d e

Die Anarchie in Charkow.
n 7. Februar. (T.-durch die Bol de ſteigerte

ne Dur ſich an den n
t einigender Einwohner beteiligten

Friedhof ziehenden Leichen ange
durch die Soldaten g ihrer
daß die Juden in den
der Stadt rderten. nachdemdaß die ar tatſ

Die Miliz in arkow der ateskg gänzlich„machtlos gegenüber. Sie wird von Soldaten mißhandelt. Der
m der Miliz und die Volkskommiſſare haben auf ihre Aemter

verz

Die ruſſiſchen Reſerven werden nicht

entlaſſen.
Stockholm, 7. Febr.per Sorge nen e teinarte r i

demzuſolge alle vorher ergangenen Ver nungen über dlaſſung der Reſerven rü rärals S. t J
Landſturm' ſoll weiter unter den Waktn

verbleiben.
Offizieren iſt ein Gehalt von 200 Rubeln jeſagt Se ne

cheint recht
50 Gramm,

ſetzt worden
Pfund S
aller

Soldaten ſollen in Zukunft beſſeres Eſſen er
Ration Fleiſch von Pfund ſoll erhöht werden.Wie das Kriegetomitee das mathen will e
unklar, nachdem die tägliche Brotration zwar nicht au
wie behauptet wurde, aber auf 250 Gramm heradge
iſt und nachdem nur Kinder unter 12 Jahren 4 Eier u nd

Fleiſch monatlich erhalten. Jn den letzten Tagen habenſrläbi en in en v

alten.

was darauf zurückzuführen iſt, daß die
verkehren, als noch in der vergangenen Woche.

Die Bolſchewili in der Akraine.
Ueber die

h durch die Bolſchewiki in Charkow
harkower. Zeitung Nowa Hromada folgendes bekannt:

lls einer der ſenden der neugebildeten bolſche n Re Es folgt die Frage der Präſentationskörper für die Städte untergierung in der Sitzung des Charkower ukrainiſchen a n und 50 000 und rn über 10 o00 inwohner. Die Be
erklärte, daß die neue BolſchewikiRegierung ſoeben die nze Re ra dieſer ge wird nach kurzer Debatte einem Unteraus-agierungsmacht in der Ukraine übernommen hete
unter dem Gelächter der Anweſenden ohne
ſaal entfernt.

ſtützen. er r aus Petersburg
ar

Bank iſt ſchon der Befehl ergangen, au
Exekutiv-Komitees zwei Millionen
nung zu überweiſen. Wenn Si
fordern. Sie, nehmen Sie und weinen Sie
Millionen. Rubel an Sie abg

lgendes Telegramm:

wohl der

Das Kopenhagener Ekſtrahladet ſchreibt Alſo der Krieg fol 3
fortgeſetzt werden! Das heißt nach Oſten kann dies aus prak
und Kanonen mehr. Die e ſind ihrer e gegangen und die

Deutſchen auch. Aber der Unterſchied in der Gangart llend.
Während die Ruſſen in unordentlichen Haufen wegſchlenderten, haben
die Deutſchen die Front im ſtrammen Parademarſch ver und an

Srr akklimatiſtert werden,

Der Artikel ſchließt: „Eines Tages muß der Zuſammenbruch
kommen, und wenn rote Gardiſten aller Nationalitäten in z Eubrenner, morden, terroriſieren, läßt uns nicht vergeſſen, We es de

Stimme von Verſailles war, die dieſe Anarchie möglich
machte.“

Die Ausſchußberatung der
Herrenhausvorlage.

In der heutigen Sitzung wurde über die Bildung der Präſen
tationskörper beraten. Es wurden Beſtimmungen angenom-
men, wonach rrir Präſentationskörper für die Vertreter der vor
maligen reichsſtändiſchen Häuſer, der Fürſten, Grafen,
Herren und Geſchlechter von ausgedehntem Grundbeſiß
gebildet werden. Weiter ſieht die Regierungsvorlage vor, daß die in
das Herrenhaus zu berufenden Leiter großer Unternehmungen der
Induſtrie und des Handels von beſonderen Präſentationskörpern
dige werden ſollen, deren Vertreter den Jntereſſenvereinigungen
dieſer Wirtſchaftsgruppen angehören. Ein Miniſterialdirektor
des Handelsminiſteriums führt aus, daß die Induſtrie am ſtärkſten
berü werden ſoll.
Präfentationsrecht erhalten, ſollen aber Wahlmänner für die Präſen-
tationskörper r C des Jnnern Dr. Drews erwidert aufeine Anfrage, daß man durch ein Geſetz vielleicht die Zahl der
den einzelnen Gruppen zuſtehenden Vertreter könne, daß
aber im übrigen der Weg der königlichen Verordnung unbeſchränkt
bleiben müſſe. Ein freikonſervativer Redner zweifelt, ob der
aus den drei großen Verbänden der Induſtrie gebildete „Jnduſtrierat“wirklich die re Induſtrie vertrete.

Handelsminiſter Dr. Sydow: Die Induſtrie müſſe mehr Ver
treter bekommen als Banken und Großhandel en. Die Regie
rung wünſche, daß die wichtigen Fachverbände in einer ihrer Bedeutung
entſprechenden werden; vie wird ſich m

n er
zugezogen

auch eine Minderheitsvertretung laſſen.d ini tritt VertretungsgebuW r re in echten von der preußiſchen Regierung ins Auge gefaßt,
wird es damit noch gute Weile haben, zumal die

unker ſchon beim Landtags

frage noch nicht äußern könne. Ein konſervativer Antrag
die ganze Frage einem Unterausſchuß überweiſen, was aber ab doch

n. der Regierungsvorlage über die Verſchleppungskünſte derl wird. Die Beſtimmen von Praſenta tion törpern für Handel
wer anf erſoigt die Erörterung der Wahl der Prä

arau ie Tfür die ſtädtiſche r Wfernung werlage ſah vor, daß 36 v undVertreter von Berlin präſentiert werden. Die der 36
Bürgermeiſter größerer Städte ſollte erfolgen durch einen Präſentations
beſten i Praſer ne der 5 Vernte Vemrere ſoll in gemeinſchaft

ner ng von t und Stadtverordneten r faſt
teilnahm So verlangte der Sozialdemeo-Femeinſam von Meaginret en Stedwer-

Es entſpinnt ſich eine längere Debatte, an der die

Kmtlicher Pa
krat, daß die

nion erfährt, ei B l,t h re e ar
werden. Auch der

Den

etwas regelmäßiger

bei Bildung der ukrainiſchen Re
d durch die

weiteres aus dem Sitzungs

Der Vorſitzende der neuen Regierung wandte ſich an
den Volks-Kommiſſar für nationale Angelegenheiten in Peiers-
burg mit der Bitte, die neugebildete Regierung mit Geld zu unter

ow, dem Genoſſen Artem. An Charkower
den Namen des Zentral
ubel laufende Rech

derliche Zahl von Miniſtern r Stimme

Be
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ührte Erkundung

Der Erſte Genergiquarſiermeiſter. Ladegndocrff.

ordneten

u entrumsredner zuſtimmten.
Freikonſervativen, die

überweiſen, doch wird die
arteien mit Ausnahme der

hatten.
Es liegt ein ortſchrittlicher Antrag vor, wonach die Ver

treter der Stadt Berlin von den ſtädtiſchen Kö
werden ſollen.
Befürchtung, daß

tadtverordneten-Verſamm ung ſo ſtark
wünrde, daß die zwei Vertreter im Herrenhauſe

iſt rate zugeſtanden
vertrekter, daß zwar die Regierungsvorlage an den
die Stadtverordnetenverſammlung gedacht
Belehnung des Magiſtrats durchaus diskutabel

Mehrheit abgelehnt. Dagegen wird der konſer“ative Antt

r nach dem die 3n Magiſtrat gewählt werden ſollen.

ſo
r nirag will die Vertreterausſchuß gewählt wiſſen. Hierzu beantragt das Zentrum, da

des ein oder
ation vornehmen ſoll. Auch
ial a u s ſchuß Bedenken

ſen.

Gewicht dorauf, daß die
erfolge.

Fortſchrittlers;

n der Konſervativen wurde beſchloſſen,
recht e e r ialland tage zu überweiſen.

5 die
ten die Vertreter der

ſebt. Man möge denjenigen Siellen,
mmer

uch
hlen l[affen.

Auch dieſe Frage wird dem Unkerausſchuß überwieſen und
die Weiterberatung auf Montag vertagt.

e ch weſtlich von Orges erfolg
reich du kagsäber an.ſchoß in den letzlen drei Tagen ſechs feind

on anderen Kriegsſchauplätzen nichls Neues.

u erfolgen habe, welche nen Fortſhrittler
mehr beantragten die

ganze Frage einem Unterausſchuß
Debatte hierüber ausgeſetzt, nachdem alle

Konfervativen dieſen Antrag bekämpft

gewählt
en wendet ſich ein Konſervativer mit der
ei dem künftigen Gemeindewahl-recht die Vertretung der mit remeergten in der

einnur Shhieidemeib ger

rt, n könnten. Er möchte darum das Präſentationsrecht nur dem

a Dazu meint ein' Regierungsr agiſtrat undhat, daß aber e e
Der

nationalliberale Antrag wird von der konſervativen
an

erliner Vertreetr im Herrenhauſe durch

der Vertretung der Provinzen. Ein
durch den nzial

ß ſten
der Provinziallandtag die

ein Fortſchrittler macht gegen den
ltend. Eine ſo wichtige Frage wie

die der Vertretung im Herrenhauſe könne man nicht einem Ausſchuß
in Konſervativer legte im Namen ſeiner Freunde

Präſentation durch den Provinzial
Das Zentrum ſtellte ſich auf den Standpunkt des

der konſervative Antrag bedeute eine Rückwärtsrevidie
rung der Beſtimmungen über die Selbſtverwaltung. Gegen die

das Vorſchlags

rtre der ländlichen Selbſtverwaltung. dieſere Den Dr. Drews: Nach i e

nun wenigſtens die die ländr in den Provinziallandiag geſandt haben, die Wahl
a

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Die Regierung des Grafen Hertling.
Wir warten

was jetzt die Regierung des Grafen

ſache des Streiks nicht zum Anlaß
klare Ausſpwoche, die ſo leicht geweſen wäre, Beſorgniſſe zu
entkräften und dadurch ihre Reichstagsmehrheit und ihre
eigene Aktionskraft neu zu feſtigen, ſo wird ſie doch wohl
Daſede7 Ereigniſſen der letzten Woche erkennen, daß ſie ihr
Daſein anders als bisher erweiſen muß, wenn ſie ihre Mehr
heit in der alten Zuſammenſetzung wirklich wieder um ſich
ſcharen will. Das aber beſagt, daß wir vor einer neuen Ent
ſcheidung um die Richtung unſerer Politik überhaupt ſtehen:
darum nämlich, ob die Politik der jetzigen Mehrheit nach
außen und innen weitergeführt wird und dann allerdings
ſehr viel energiſcher, konſequenter und ohne Rückſicht auf
noch ſo mächtige Widerſtände oder ob das Steuer voll-
kommen herumgeworfen werden ſoll, unter Preisgabe alles
deſſen, was wir in der letzten Periode innerdeutſcher Ent-
wicklung auf dem Wege zum Volksſtaat vorangekommen zu
in glaubten, unter Preisgabe vor allem auch derjenigen
Friedenspolitik, die nach der Ueberzeugung der großen Mehr
heit unſeres Volkes allein unſerem Vaterlande zum Segen
und zur Befreiung aus der ungeheuren Bedrohung dieſes
Krieges werden kann. Die Zweifel hierüber, die durch die oft
erörterten politiſchen Ereigniſſe ſeit Jahresbeginn entſtanden
ſind, haben in ganz großen Volfksſchichten die Erregung her-
vorgerufen, die letzten Endes auch die Urſache der Streik-

Dieſen ſpontanen Untergrund der
Bewegung zu erkennen und danach weiſe zu handeln, ſcheint
uns wichtiger und ouch ſtgagtsmänniſcher, als allein den Zorn
des Bürgers gegen unverantwortliche Hetzer oder gar gegen
Machenſchaften des feindlichen Anuslandes auf zuregen. Wenn-
gleich die letztere Mekhode für den Augenblick die ſehr viel
bequemere ſein mag.
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Zur Reform der Gemeindeverfaſſung in
Frankfurt a. M.

Magiſtrat und Stadtverordnete ſind einig, die Verfaſſung
der Stadt Frankfurt auf demokratiſcher Grundlage neuzu
geſtalten. Auch die Parteien ſtimmen dem Verlangen der

z ſo daß nichts weiter im Wege ſteht als
mmungen der preußiſchen Landesgeſetz

Zwar iſt auch eine Reform des Gemeindewahl-

l ein Ende nicht abſehen laſſen.ine dem u h der S die eine
Ei die li Regingabe an rei Je die be 7 z

Spige Zderdärgerweine Voigt it demdanken der beiden Anträge es ten ren Der

dangen, daß der d ehe Augene e gie S zu drant Unche nſtimmrechts er keinene daß t Lage und Ent

hoffen die maßgebenden Stellen, daShleindondel in infolge

geſpannt, ſo ſagt die Frankfurter Zeitung,
Hertling tun wird. Eshandelt ſich um ihre Exiſtenz; denn wenn fie ſchon die Tat-
enommen hat, um durch

wicklu der Städte auch in der Feſtlegung ihrer Verfanunindivid werden müſſen. W. das aber e
ſchehen kann el kte unbedingt gewaähr verdienen, das läßt 8 v entſcheiden, ſt e lärung ber ganzen Wa W
reformfrage eingetreten die heute noch fehlt. errichtig Aer Klärung durch eine Jnitiative einzelner
Kommungen vorzugreifén, darf doch wohl felt

n aus dem Grunde, wir dann leicht zu einem
Bild der Städt g in e kommenten, es heute Kgon v ſich dennwohl auch urt a. M. mit der Dur ſeiner Wahl

rechtsreform Roh einige Zeit gedulden müſſen, ſo wert
voll es and auch iſt, die Stimm kennen zu lernen,
die in den verſchiedenen Kommunen über eine Umgeſtaltung der
ſtädtiſchen Verfaſſung ſich geltend machen.

Die Angelegenheit hat auch für Sachſen und ſpeziell
rig Jntereſſe. Denn die ſächſiſche Regierung wartetb e Reform der Gemeindeverfaſſung 5 den Vorgang

eußens, und Leipzig muß auf den ſächſiſchen Landtag
warten, ſofern ſeine Wahlrechtsänderung mit dem be

henden Landesgeſetz kollidiert. Das kann freilich noch
nge dauern, weshalb immer von neuem darauf aufmerk
m gemacht werden muß, daß auch im Rahmen des jetzigen
ſetzes recht erhebliche Verbeſſerungen des

Wahlrechts möglich ſind.
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Es läßt ſich nicht verkennen
Die Tägliche Rundſchau hatte der Auffaſſung Ausdruck

r die Nationalliberalen hätten an einer der letzten
nterfraktionellen Sitzungen nicht teilgenommen, weil ſie durch

die Stellung der Sozialdemokratie zum politiſchen Streik ver
anlaßt worden ſeien, ihr Verhalten zu den interfraktionellen
Sitzungen und zu der Frage der Reichstagsmehrheit über-
haupt zu ändern. Dazu ſagt jetzt die nationalliberale Börſen

itung:e „Dieſe Jnformation der Täglichen Rundſchau iſt irrig. Die
Vertreter der nationalliberalen Fraktion haben, mit Ausnahme der
letzten interfraktionellen Sitzung, an allen vorangehenden inter
earenen Beſprechungen regelmäßig teilgenommen. Ein anderes

rfahren würde i ſchon gus dem Grunde nicht angängig ge
weſen ſein, weil die Teilnahme der nationalliberalen Fraktion an
den interfraktionellen Beſprechungen auf Fraktionsbeſchlüſſen be
ruht, die ſeinerzeit zugunſten dieſer Teilnahme ſo gut wie ein
ſtimmig erfolgt ſind. Es iſt deswegen auch völlig ausgeſchloſſen, daß
die Führung der Fraktion bisher irgendeinen andern Standpunkt
eingenommen hätte.

Allerdings läßt es ſich nicht verkennen, daß es mit Rückſicht anf
die Haltung der Sozialdemokratie bei den letzten Streiks für die
nationalliberale Fraktion notwendig ſein wird, die gegenwärti
Lage einer erneuten Prüfung zu unterziehen. Die Fraktion dürf
daher wohl binnen kurzem zu dieſem Zwecke zuſammentreten.“

Nein, es läßt ſich nicht verkennen das Gros der National
liberalen ſchielt ſchon lange nach rechts. Und zwar mit beiden
Augen. Wie viele Berührungspunkte haben die National
liberalen mit der äußerſten Rechten allein in der Wahlrechts
frage!

Das Geſetz gegen den Schleichhandel.

Nach einer halbamtlichen Mitteilung wird ſich der Bundesrat
demnächſt mit einem Geſetzentwurf befaſſen, der ein beſonderes ſtraf-
rechtliches Vorgehen gegen den gewerbsmäßigen Schleich-
handel in Ausſicht nimmt. Schon früher haben die Preisprüfungs-
ſtellen verſucht, den gewerbsmäßigen Schleichhandel vorzugehen,
einen Erfolg hatten ſie hierbei indeſſen nicht aufzuweiſen. Nunmehr er-

die neuen Beſtimmungen jeden
der Höhe der Strafen völlig

unterdrücken. Nach dem Geſetzentwurf ſollen ſtrafrechtlich verſolgt wer-
den alle gewerbsmäßigen leichhä die vorſätzlich eine Ge-
fetzesbeſtimmung verlegen. Als Strafe wird unter allen Um-
ſtänden Gefängnis und daneben noch eine Geldſtrafe bis zu
100 000 Mark vorgeſchrieben. Darüber hinaus kann die Einziehung
der Ware, mit der die ſtrafbare Handlung begangen iſt, verfügt werden
Wird ein Schleichhändler zum dritten Male beim gewerbsmäßigen
Schleichhandel zur Anzeige gebracht, ſo kann das Gericht nur noch
auf Zuchthaus und daneben auf Geldſtrafe und Einziehung der
Ware erkennen. Darüber hinaus ſind, wie verlautet, noch beſondere
Maßregeln in Ausſicht genommen, die das Abfließen beſchlagnahmter
Ware in andere Kanäle in Zukunft völlig unterdrücken ſollen.

In der halbamklichen Mitteilung wird auch die Frage aufge-
worfen, wie viel Perſonen ſich zur Zeit gewerbsmäßig mit dem
Schleichhandel beſchäftigen. Das laſſe ſich, wird ge'agt, auch nicht an
nähernd ſchätzen. Aber gewiſſe Anhaltspunkte deuten darauf hin,
daß es mehrere Hundertkauſend ſein müßten.

4

Vermehrung der Reichskagsmandoke? Die Zahl von 397 Reichs
tagsob geordneten ſoll noch vor den närhſten Wahlen vermehrt werden.
Die Vorlage, die den Rieſenwahlkreiſen das Recht auf mehr als einen
Volksvertreter gibt, iſt, wie eine Nachrichtenſtelle aus parlamentariſchen
Kreiſen hört, in Vorbereitung. Es handelt ſich um etwa 25 neue
Mandate. Jn Betracht kommen neben dem größten aller Wahl
bezirke, Teltow-Charlottenburg, einige rheiniſch-weſtfäliſche und ober
ſchleſiſche Wahlkreiſe.

Lehte Lokal und provinpnachrichten.

Halle, 8. Februar 1918.
Einbruchsdiebſtahl. Jn einem Grundſtücke der Schillerſtraße

wurden mehrere Keller erbrochen und aus einem Wurſtwaren ge-
ſtohlen. Der Dieb, ein 18- bis 20jähriger Menſch, wurde bei der
Ausführung ſeiner Tat geſtört und floh durch ein Kellerfenſter,
wobei er einen Teil ſeiner Beute verlor.

Zeins. Kindesmord. Die iDenſtmagd Frieda Liſſer,die bei dem Gutsbeſitzer Eiſenſchmidt in Treitſchen bei Camburg
in Stellung war, hat ein Mädchen, das ſie eben geboren hatte, in die
Jauche geworfen. Bei einer ſofortigen Nachſuchung wurde das
Kind als Leiche aufgefunden.

Torgau. Erhängt hat ſich vor einigen Tagen im hieſigen
Gerichtegefängnis ein in Unterſuchungshaft befindlicher ruſſiſch-pol-
niſcher Arbeiter. Jhm waren verſchiedene Diekſtähle, darunter auch
ſolche von Treibriemen, zur Laſt gelegt worden.

M
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Seeſi Sonnabend früh in den einſchlägigen Geſchäften auf
ſchnitt 124 des Warenbezugsſcheins 12 jede Perſon etwa
Pfund.
und grüne Heringe. Jugelaſſen ſind die LebensLiter Nr. 24 So Wo gelaſſe
onſerven. Sonnabend, vorm. 81 Uhr: Nr. 42001re triſeg ine in der Talamtſchule. s

desiſt der ittz Perſon ein Pfund; laſſen ſind nur diejeni
aushalte, die die ihnen Aera Menge in den Kidß.

handelsgeſchäften noch nicht bekommen konnten.

Quark. Sonnabend auf den beſonderen e für Kinder
von 6—-12 Jahren Perſon 200 g auf die Nrn. 7001 bis10500 der Vberltenhee Verlauf

den Miet u ktraße 26, Krebs, Lurgenſeie
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Warenhaus an m. p. m. verLager denBekanntmachung. B k t n edermee ekann mtmachung: r
de u gele 18 e den von ihnen ewählten Groß Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung, des S 9b des Geſetzes a

t i e er Woche zum Verlauf gelangenden ijher den Belagerungszuſtand und des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 betreffend n mähigten Seaiſen
kanntmachung über Regelurg des Verkaufs erfolgt die Abänderung dieſes Geſetzes verordne ich im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit: der Sehe. t

äbeakte, am 7. Februar 1918. Verboten iſt: Arend 8 Uhr:Der Magiſtrat. a) Die Aufforderung oder Anreizung zum Streik (Arbeitsniederlegung J n. St
Bekanntmachung. oder -einſ rung ohne Rückſicht auf den Zweck, der mit dem Souſft: Franz v. Veeſev.

Bei einem Einb re in Sandersdorf, Kreis Streike ve olgt wi Sonntag nachm. Komödie völlVitterfeld, ſind neben Siegeln auch Bezugsſcheinformulare b) Die Zurückhaltung vor Bedrohung Arbeitswilliger. ne Die z
e ne Zuwiderhandlungen, die Aufforderung und Anreizung hierzu, werden, ſofern tif
Sezugsſcheine aus Sandersdorf veſonders ſorgfältig zu nicht n den beſtehenden Strafgeſetzen eine höhere Freiheitsſtrafe verwirkt iſt, r Str
prüfen, im Zweifelsfalle den Verkauf von Waren zu mit
lehnen.

Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. Liegen mildernde Umſtände vor, ſo Arbeiter be

Kostüme D. Blusen c Röcke o Mäntel erschlaffter, welker, faltig.,
spröder u. großporig. Haut.

eseitigung von Mitessern,
Grieß Sommersprossen,
Leberflecken, Warzen, Ge-
sichts- u. Nasenröte (Frost-
schäden). Damenbürte

Salle, am 7. Februar 1918. kann auf Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mark erkannt werden.

e enteeeneeeee wem le m n Magdeburg, den 2. Februar 1918. für 1018
erhebung von nanntem u en n ied ätig in der one Der ſtellvertretende Kommandierende General ihn belteſnne z

e. Dur den 90. Januar 918 des IV. Armeekorps: helle o. Uagſiaße a

wer Sontag, O Stadtbada D. Generalleutnant. S Haut- u. Haarpfiege-Räume ſonſBekanntmachung. Preiswerte h eFreibant-Vertauf. Damen Kleidung topigarne T
r folgender Nummern zugelaſſenzur Rr. m m r Rr. Kleider III901 De finden Sie in schöner großer Auswahl in allen951-1050, i 1551--1450. 473] Preislagen in unserem Kaufhauss i 1051 1150

nagte Damenhüte, nHaile, 'am 7. Februar 1918.

Galleſcher Hausfrauenbund H. Fkan, Leipzigerstr. s7.
Sonnadend, den 9. Februar 1918, abends 8 Uhr

St. Nikolaus.
1. Arbeit der Hausfrauen der riegszeit.
2. Beticht über Vereinsarbei3 Sreiſennng

v Se Freibank-Verkauf am 9. Februar 1918 werden
e
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Halle

Anterſtützungen der freien Gewerkſchaften.

Der Zweck der freien Gewerkſchaften iſt die unmittelbare
Se der wirtſchaftlichen Lage der Arbeiter, insbeſondere ihrer
Milglieder. Dieſe Aufgaben werden zunächſt zu erreichen verſucht
durch Lohnbewegungen und wirtſchaftliche Kämpfe gegenüber den
Unternehmern. Zu den weiteren Mitteln gehört aber auch die
gegenſeitige Unterſtützung der Mitglieder in beſtimmten Notfällen.

Was die freien Gewerkſchaften in dieſer Richtung leiſten, zeigt
eine Ueberſicht über die einſchlägigen Aufwendungen ihrer
Halle ſchen Zweigſtellen. Jm Jahre 1913, als die freien Ge
werkſchaften wohl in ihrer bisher erlangten höchſten Entwicklung
ſtanden, wendeten die dem Gewerkſchaftskartell Halle
angeſchloſſenen Zweigſtellen der Zentralverbände insgeſamt
390 478 M. für Unterſtützungen auf, und zwar 345 952 M. aus
den Hauptkaſſen und 44 526 M. aus den Lokalkaſſen. Die im
Jahre 1914 gezahlten Unterſtützungen hielten ſich, trotz ſtarker
Verminderung der Mitgliederzahlen, noch faſt auf gleicher Höhe.
Der Ausbruch des Krieges aber veranlaßte die Hauptvervände,
eine ſtarke Einſchränkung des Unkerſtützungsweſens eintreten zu
laſſen. So kam es, daß im Jahre 1915 nur noch 128 000 M. an
Unterſtützungen ausgegeben wurden. Jm Jahre 1916 wurden
111 800 M. und im Jahre 1917 noch 90 201 e. ausgegeben. Zu
dieſer fortgeſetzten Abnahme der ausgezahlten Summen trägt
natürlich auch der ſtändige Rückgang der Mitgliederzahlen bei.

Von der für das Jahr 1917 angegebenen Summe entfallen
4258 M. auf Reiſe und Arbeitsloſen- Unterſtützung (die Summe
ift nur infolge der geringen Stellenloſigkeit außerordentlich
niedrig), weiter 61 325 M. auf Kranken- und Sterbegelder und
der Reſt von 24617 M. auf ſonſtige Unterſtützungen, namentlich
ſolche für Kriegerfamilien. Da dem Kartell im Jahre 1917 durch
ſchnittlich 6500 Mitglieder angeſchloſſen waren, entfallen auf jedes
Mitglied etwa 14 M. an Unterſtützungen.

Von den einzelnen Gewerkſchaften zahlte dem Geſamtbetrage
nach die höchſte Unterſtützung der Metallarbeiterverband mit
19 8190 M. Es folgt dann der Verband der Fabrikarbeiter mit
16 675 M., Buchdrucker 18 808 M., Bauarbeiter 11 497 M., Holz
arbeiter 4868 M., Transportarbeiter 3902 M., Gemeindearbeiter
2869 M., Kupferſchmiede 2705 M., Maler und Lackierer 2409 M.,
Brauer und Müller 2206 M., Bäcker 1742 M. uſw. Die verhältnis-
mäßig beſten Einrichtungen dürften wohl die Buchdrucker haben;
berückſichtigt man, daß deren Organiſation nur rund 250 Mit-
glieder zählt, ſo kommt auf das Mitglied durchſchnittlich der Be
trag von 55 M.

Etwas „verſchenken“ können natürlich die einzelnen Gewerk
ſchaften auch nicht; wenn ſie hohe Unterſtützungen zahlen, müſſen
ſie die nötigen Gelder vorher erſt durch entſprechend hohe Bei-
träge wieder einheben. Jm übrigen ſind die in der erſten Kriegs
zeit eingeſchränkten Unterſtützungen bei den meiſten Verbänden in
der letzten Zeit wieder ausgeſtaltet worden.
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Kampf dem Schleichhandel!
Dieſer Tage brachten wir die Mitteilung, daß eine Bundesrats

verordnung bevorſtehe, die die Tätigkeit der berufsmäßigen Schleich
händler kräftiger anpacken will. Jetzt meldet die Norddeutſche
Allgemeine Zeitung, daß ſich die Regierung zu einem außerordent
lich ſcharfen Eingriff gezwungen ſieht. 88

Nach den Angaben dieſes Blattes deuten gewiſſe Anhalts
punkte darauf hin, daß die Zahl der gewerbsmäßigen Schleich
händler mehrere hunderttauſend betragen muß. „Zu einem Teil“,
ſchreibt die N. A. Z., „ſind es Kleinhändler, die ſich in früheren

iten mit dem An und Verkauf von Lebensmitteln beſchäftigt
ben, zu einem Teil Kleinkaufleute, die von frijher her noch „Be

ziehungen“ haben. Die Tätigkeit dieſer Schleichhändler hat aber
in dem jetzigen Umfang derartige bedenkliche Folgen, daß dadurch

ganze Ernährungsprogramm der Regierung geſtört werden
kann. Denn dadurch, daß dieſe mehrere hunderttauſend Schleich
händler ſtändig verſuchen, Ware der öffentlichen Bewirtſchaftung
u entziehen, wird die Menge, die den amtlichen Stellen zur Vera ſteht, ungewöhnlich verkürzt, und es werden ſo Lebens

mittelſchwierigkeiten hervorgerufen, die durch die tatſächlichen Ver
hältniſſe nicht begründet ſind. Es wird der Regierung unmöglich
gemacht, die gerechte und gleichmäßige Verſorgung der Bevölke-
rung durchzuführen.“

mäßigen Schleichhandel in Ausſicht nimmt.
die Preisprüfunggsſtellen

Schleichhändler,

Beilage zur Volksſtimme.
2. JahrgangHalle, Freitag den 8. Februar 1918.

„Aus dieſem Grunde ſieht ſich die Regierung zu einem außer
ordentlich ſcharfen Eingriff gezwungen. Wie wir erfahren, wird
ſich der Bundesrat demnächſt mit einem Geſetzentwurf befaſſen,
der ein beſonderes ſtrafrechtliches Vorgehen gegen den gewerhs

Schon früher haben
verfucht, gegen den gewerbsmäßigen

Schleichhandel vorzugehen, einen Erfolg hatten ſie hierbei indeſſen
nicht aufzuweiſen. Nunmehr erhoffen die maßgebenden Stellen,
daß die neuen Beſtimmungen jeden Schleichhandel in Zukunft in-
folge der Höhe der Strafen völlig unterdrücken. Nach dem Geſetz-
entwurf ſollen ſtrafrechtlich verfolgt werden alle gewerbsmäßigen

die vorſätzlich eine Geſetzesbeſtimmung verletzen.
Als Strafe wird unter allen Umſtänden Gefängnis und daneben
noch eine Geldſtrafe bis zu 100 000 M. vorgeſchrieben. Darüber
hinaus kann die Einziehung der Ware, mit der die ſtrafbare Hand
lung begangen iſt, verfügt werden. Wird ein Schleichhändler zum
drittenmal beim gewerbsmäßigen Schleichhandel zur Anzeige ge
bracht, ſo gann das Gericht nur noch auf Zuchthaus und daneben
auf Gelbſtkafe und Einziehung der Ware erkennen.“

Soveit die N. A. Z. Wir haben gegen die ſchärfſte Beſtrafung
des gewerbsmäßigen Schleichhandels nicht das mindeſte einzu
wenden. Aber wir teilen nicht den Optimismus der N. A. Z., daß
durch ſolche Beſtimmung der Schleichhandel völlig unterdrückt wer
den wird. Schärfſte Beſchlagnahme der Lebensmittel beim Er-
zeuger tut vor allem not. Wird ſie nicht durchgeführt, dann wird
auch der Schleichhandel weiter blühen und das erhöhte Straf-
riſiko durch erhöhte Preiſe einzubringen ſuchen.

Reue Reiſebrokmarken gelangen nächſtens zur Ausgabe, und
zwar außer den bisherigen über 50 Gramm Gebäck auch noch ſolche
über 500 Gramm. Wegen Stofferſparnis werden die Reiſebrotmarken

nur in Bogen zu je 10 Stück ausgegeben, alſo nicht mehr auch in
Heften. Aus dem gleichen Grunde ſind die Marken den bisherigen
gegenüber erheblich verkleinert. Die 50-GrammMarkenbogen zeigen
als Wertpapierunterdruck einen grauen Reichsadler auf graublauem,
die 500-GrammMarkenbogen einen ſolchen auf rotgrauem Grunde. Zur
Verhütung von Fälſchungen iſt das Papier mit Waſſerzeichen ſowie
roten und blauen Faſern verſehen. Mit der Ausgabe der neuen
Marken werden die bisherigen noch nicht ungültig; ſie gelten vielmehr
neben den neuen noch bis zum 15. März einſchließlich. Erſt vom
16. März an dürfen nur noch die neuen verwendet werden.

Strengere Entwertungsbeſtimmungen für Reiſebrotmarken.
Das Direktoriurn der Reichsgetreideſtelle hat neue Beſtimmungen
über die Entwertung der eingeloſten Marken durch Bäcker, Gaſt
wirte uſw. getroffen. Dieſe haben nämlich die Marken ſofort nach
Empfangnahme zu entwerten. Rejchen in Zukunft die Bäcker nicht
entwertete Reiſebrotmarken den Gemeinden ein, um Mehl darauf
geliefert zu erhalten, ſo werden ihnen ſolche nicht angerechnet wer
den. Die Bäcker werden alſo, um ſich vor Schaden zu hüten, gut
tun, die von den Kommunalverbänden noch ergehenden näheren
Beſtimmungen über die Entwertung ſorgfältig zu beachten.

Preiſe für Spargelkonſerven. Durch Bekanntmachung vom19. Januar hat die Gemüſekonſerven Kriegsgeſellſchaft in Braunſchweig

die Preiſe für Spargelkonſerven aus der Ernte 1917 feſtgeſetzt. Sie
bewegen ſich für Stangenſpargel zwiſchen 1.90 M. und 2.75 M., für
S zwiſchen 1.35 M. und 2.35 M., für Spargelköpfe zwiſchen
2.05 M. und 3.50 M. für jede Kilogrammdoſe.

Zwangswirtſchaft von Gemüſe Wie der Kölniſchen Zeitung
mitgeteilt wird, iſt eine zwangsweiſe Erfaſſung des Herbſtgemüſes,
oweit es nicht durch Lieferungsverträge gebunden iſt, ſo gut wie
icher. Alle Vorbereitungen ſind bereits getroffen, es fehlt bloß noch
ie formelle Entſchließung des zuſtändigen Staatsſekretärs. Dieſes

Syſtem ſtellt gegenüber dem des vorigen Wirtſchaftsjahres eine
vollſtändige Neuregelung dar. Das Frühgemüſe bleibt dagegen
auch diesmal von einer Zwangswirtſchaft verſchont, jedoch werden
bei ihm wiedevum Höchſtpreiſe feſtgeſetzt. Neu iſt aber hier, daß
ſich der Anbauer die Zahlung der Großhandels oder Kleinhandels
preiſe durch Uebernahme entſprechender Mehrleiſtungen ſichern
kann. Die Abſchlüſſe der ſogenannten Großverbraucher, die an
ſich vom Abſchluß von Lieferungsverträgen nicht ausgeſchloſſen
werden ſollen, unterliegen künftig dem Einvernehmen mit den be-
treffenden Stadtverwaltungen bzw. Kommunalverbänden. Letztere
erhalten Kenntnis unter anderm von dem Vertrage an ſich, von
der Art und Menge der Waren, ſowie der Art der Veräußerung.
Damit kommen wichtige Wünſche vieler deutſcher Stadtverwaltungen
zur Erledigung. Was übrigens die Höchſtpreiſe in bezug auf das
Herbſtgemüſe betrifft, ſo werden ſie erſt feſtgeſetzt werden, wenn
ſich der Ernteausfall einigermaßen überſehen läßt. Ein Anbauer,
der keinen Lieferungsvertrag abgeſchloſſen hat, ſoll mit geringerem
Preiſe bedacht werden.

Der Abſatz von konſervierten Gurken aller Art iſt vorläufig
freigegeben worden, wobei auf die Richtpreiſe, die die volkswirtſchaft
liche Abteilung des Hriegsernährungsamts für ſaure Gurken und
Salzgurken feſtgeſetzt hat, hingewieſen wird. Konſervierte Gurken
ausländiſcher Herkunft, die für die Reichsſtelle für Gemüſe und
Obſt oder für die Kriegsgeſellſchaft für Sauerkraut in Berlin ein
gelegt ſind, dürfen nur mit beſonderer Genehmigung der Reichsſtelle
für Gemüſe und Obſt abgeſetzt werden. Alle natürlichen und ju
riſtiſchen Perſonen, deren Jahreserzeugung an konſervierten Gurken
aller Art mehr als 10 Doppelzentner beträgt, haben ihre Betriebe bis
ſpäteſtens 28. Februar bei der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt,
Geſchäftsabteilung (Sauerkraut) in Berlin W 57, Potsdamer
Straße 74, anzumelden und den ihnen daraufhin zugehenden Frage
bogen binnen 2 Wochen ordnungsmäßig ausgefüllt zurückzuſenden.
Wer Gurken lediglich für den Verbrauch im eigenen Haushalt ver
arbeitet, unterliegt nicht der Anmeldepflicht.

Der Sommerfahrplan der Eiſenbahn dürfte in dieſem Jahre ohne
Zweifel zur gewohnten Zeit eingeführt werden. Der Miniſter der
öffentlichen Arbeiten hat zu dieſem Zweck eine beſondere Verfügung
erlaſſen, daß die erſten Entwürfe dafür rechtzeitig ſpäteſtens zum
1. März, die endgültigen Entwürſe ſpäteſtens am 5. April vorliegen.
Zahlreiche Aenderungen wird der neue Fahrplan allerdings kaum
bringen. Jedenfalls kann es ſich nicht um große Mehrleiſtungen
handeln. Im allgemeinen wird die Zahl der gefahrenen Züge ungefähr
dieſelbe bleiben. Jn dem einen oder anderen Falle wird es noch
nötig ſein, den Fahrplan einzelner Züge zu entſpannen, um ihn den
jetzigen Betriebsverhältniſſen anzupaſſen. Auch die Sommerzeit wird
in dieſem Jahre wohl kaum ausbleiben. Wie im vorigen Sommer
wird aber wieder der Wechſel des Fahrplans und der Zeit nicht zu-
ſammenfallen. Für die Wahl des Zeitpunktes ſind die Erfahrungen des
vorigen Jahres maßgebend. Endgültigen Beſchluß darüber zu faſſen,
iſt Sache des Bundesrats.

Reiſende höherer und niederer Klaſſen bei überfülllen Fügen.
Die Eiſenbahndirektion verfügt in ihrem neueſten Amtsblatt: Von
Reiſenden auf höheren Klaſſen wird andauernd darüber geklagt, daß ſie
häufig gezwungen ſeien, weite Strecken ſtehend oder in einer niederen
Klaſſe zurückzulegen, weil die ihnen nach dem Fahrtausweis zuſtehenden
Plätze durch Reiſende mit Karten niederer Klaſſen beſetzt ſeien. Um
dies zu vermeiden, iſt Reiſenden, die bei Platzmangel in eine höhere
Klaſſe verwieſen werden, in jedem Falle zu eröffnen, daß ſie den Platz
räumen müßten, ſowie ein Reiſender dieſer höheren Klaſſen keinen Ploat;
findet oder ſobald in der niederen Klaſſe wieder Platz frei wird. Gegen
Reiſende, die eigenmächtig in einer höheren Klaſſe Platz nehmen, iſt
rückſichtslos einzuſchreiten.

Aus der heimiſchen Induſtrie. Die Generalverſammlung von
Wegelin u. Hübner, Maſchinenfabrik und Eiſengießerei A.G. in Halle,
wurde der Abſchluß für 1917 vorgelegt und beſchloſſen, der zum 27. Fe
bruar einzuberufenden Generalverſammlung die Verteilung einer Divi.
dende von 20 Prozent vorzuſchlagen.

Der Halliſche Hausfrauenbund hält am 9. Februar, abends 8 Uhr,
im St. Nikolaus“ eine Verſammlung ab, in der über die Vereinsarbeit
berichtet wird. Außer dem Verkauf billiger Kochkiſten und der Vor
führung der Kochkiſte jeden Vormittag von 10——-12 Uhr wird auch
fernerhin an 2 Abenden (Montag und Freitag von 8—9 Uhr) das
Stopfen der Kochkiſte gezeigt und Anweiſung zum Kochen in derſelben
gegeben. Lehrgänge zur Herſtellung von Hausſchuhen finden wöchent-
lich Dienstag und Mittwoch (Unterrichtsgeid 1 Mark, für Mitglieder
50 Pf.) ſtatt. Anmeldungen Gr. Steinſtr. 16, I. 4

Was iſt Auswanderung im Sinne der Wehrpflicht? Mit dieſer
zeitgemäßen Frage hatte ſich das Reichsgericht zu beſchäftigen. Zur
Prüfung ſtand ein Urteil des Landgerichts Stuttgart vom 12. Jul:
v. J., durch welches ſechs Perſonen von der Anklage, ſich durch un
erlaubte Auswanderung der Wehrpflicht entzogen zu haben, freige
ſprochen worden ſind. Von den Angeklagten ſind vier ſchon lange vor
dem Kriege nach der Schweiz mit Erlaubnis der württembergiſche:
Behörde verzogen und haben dort inzwiſchen die ſchweizeriſche Staat
angehörigkeit erworben. Zwei von den Angeklagten ſind als Söhn:
württembergiſcher Staatsangehöriger in der Schweiz geboren, haben
nie in Deutſchland ihren Wohnſitz gehabt und ſind inzwiſchen auch
ſchweizeriſche Staatsangehörige geworden. Die von der Staatsanwalt.
ſchaft eingelegte Reviſion rügte Verkennung des Begriſfes Auswande-
rung. Das Reichsgericht verwarf das Rechtsmittel als unbegründet,
ſoweit die beiden Angeklagten in Frage kommen, die in der Schweiz
geboten ſind und nie ihren Wohnſitz in Deutſchland gehabt haben. Von
einer Auswanderung kann bei dieſen Angeklagten vernünftigerweiſe
nicht geſprochen werden; ſie haben ſich alſo auch nicht ſtrafbar gemacht.
Dagegen hob das Reichsgericht das Urteil auf, ſoweit die vier anderen
in Frage kommen, und verwies die Sache in dieſem Umfange an das
Landgericht zurück. Dieſes iſt von einem zu engen Begriff der Aus
wanderung ausgegangen. Allerdings kann man nicht bereits von einer
Auswanderung reden, wenn jemand das Reichsgebiet verläßt in der
Abſicht, nach längerer oder kürzerer Zeit in dasſelbe zurückzukehren
Aber das Landgericht hat verkannt, daß jemand, der in dieſer Abſicht

das Abenteuer der Keuſfahrönacht.

2] Novelle von Heinrich Zſchokke.
2

ilipp ſchritt majeſtätiſch durch die beſchneiten Gaſſender eiiree Reſidenz, auf welchen noch viel Volks umher-

wandelte, als wärs am Tage. Kutſchen fuhren her und hin.
Alles war in den Häuſern hell und licht. Unſern Nachtwächter
beluſtigte das heitere Leben. Er ſang und blies im ange
wieſenen Stadtquartier die zehnte Stunde recht frohmütig
ab, am liebſten und mit mancherlei Nebengedanken vor dem

unweit der Gregorienkirche, wo er wohl wußte, daß
bei ihren Freundinnen war. „Nun hört ſie mich,

dachte er, „nun denkt ſie an mich, und vergißt vielleicht Ge
räch und Spiel. Wenn ſie nur um zwölf Uhr nicht bei der
rchtür fehlt!“

Und als er ſeinen Gang durch das Stadtgebiet gemacht
hatte, kehrte er vor das beliebte Haus zurück und ſah nach
en erleuchteten Fenſtern von Röschens Freundinnen hinauf.
uweilen ſah er weibliche Geſtalten am Fenſter, dann ſchlug

ein Herz ſchneller. Er glaubte Röschen zu ſehen. Ver
den die Geſtalten, ſo ſtudierte er ihre verlängerten

n an der Wand und r r 7 rewe Röschens Schatten ſei und was ſie tue. war freir nicht angenehm, in Froſt und Schnee dazuſtehen und
Beobachtungen zu machen. Aber was fechten Froſt und

Schnee einen Liebhaber an! Und Nachtwächter lieben heut-
zutage ſo romantiſch, wie irgend zärtliche Ritter der Vorwelt

omanzen und BaEr wurte den Einfluß der Kälte erſt, als es elf Uhr
ſchlug, und er von neuem die nachtwächterliche Runde be
innen ſollte. Die Zähne khapperten ihm vor Froſt. Erkonnte kaum die Stunde anrufen und dazu blaſen. Er wäre

gern in ein Bierhaus eingekehrt, um ſich wieder zu erwärmen.
Wie er nun durch ein einſames Nebengäßchen ging, trat

ihm eine ſeltſame Geſtalt entgegen, ein Menſch mit ſchwarzer
arve vor dem Geſicht, in einen feuerroten Seidenmantel
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gehüllt, auf dem Haupte einen runden, ſeitwärts aufgeſchlage-
nen Hut, phantaſtiſch mit vielen hohen, ſchwankenden Federn
geſchmückt.

Philipp wollte der Maske ausweichen. Dieſe aber ver
trat ihm den Weg und ſagte: „Du biſt mir ein allerliebſter
Kerl du! Du gefällſt mir! Wo gehſt du hin? Sag mirs.“

Philipp antwortete: „Jn die Mariengaſſe, da ruf ich die
Stunde.“

„Göttlich!“ rief die Maske: „Das muß ich hören. Jch
will dich begleiten. So was hört man nicht alle Tage.
Komm du nur, närriſcher Kerl, und laß dich hören; aber
das ſag ich dir, als Virtuoſe laß dich hören, ſonſt bin ich
nicht zufrieden. Kannſt du ein luſtiges Stückchen ſingen?“

Philipp ſah wohl, der Herr war ein wenig weinſelig und
vornehmen Standes, und antwortete: „Herr, beim Glaſe
Weins und in warmer Stube beſſer, als bei ſoßher Kälte,
die einem das Herz im Leibe erſtarrt.“ Damit ging er
ſeines Weges in die Mariengaſſe und ſang und blies.

Die Maske hatte ihn dahin begleitet, und ſprach: „Das
iſt kein Kunſtſtück. Das kann ich auch, du närriſcher Kerl.
Gib mir dein Horn; ich will für dich blaſen und ſingen. Du
ſollſt dich halb zu Tode wundern.“

Philipp gab auf der nächſten Station den Bitten der
Maske nach und ließ ſie blaſen und ſingen. Es ging ganz
in der Ordnung. So zum zweiten, zum dritten und zum
vierten Male. Die Maske konnte nicht müde werden, Stell
vertreter des Nachtwächters zu ſein, und war in Lobes-
erhebungen ſeiner Geſchicklichkeit unerſchöpflich. Philipp
lachte von ganzem Herzen über die wunderlichen Einfälle
des luſtigen Herrn, der vermutlich aus froher Geſellſchaft
oder von einem Balle kam, und ſich mit einem Gläschen
Weins über die gewöhnliche Höhe des Alltagslebens hinauf-

timmt hatte.gef „Weißt du was, Schätzchen? Jch hätte große Luſt, ein

paar Stunden zu nachtwächtern. Jſt es diesmal nicht komm
ich mein Lebtag nicht zu der Ehre. Gib mir deinen Mantel
und breitkrämpigen Hut; ich gebe dir da meinen Domino.
Geh in ein “Bierhaus, trinke dir ein Räuſchchen auf meine

Rechnung; und haſt du eins, ſo komm wieder und gib mir
meinen Maskenanzug zurück. Hier haſt du ein paar Taler
Trinkgeld. Was meinſt du, Schätzchen?“

Dazu hatte der Nachtwächter keine Luſt. Die. Maske
gab aber mit Bitten nicht nach, und wie beide in ein finſteres
Gäßchen traten, wurde kapituliert. Philipp fror erbärm-
lich; eine warme Stube hätte ihm wohlgetan, ein gutes Trink-
geld nicht minder. Er bewilligte dem jungen Herrn alſo das
Nachtwächter-Vikariat auf eine halbe Stunde, nämlich bis
zwölf Uhr; dann ſollte er zur Hauptpforte der Gregorien-
kirche kommen und Mantel, Hut, Horn und Stange gegen
den langen roten Seidenmantel, Larve und Federhut aus
tauſchen. Auch nannte er ihm noch vier Straßen, in denen
er die Stunde abzurufen habe.

„Herzensſchatz!“ rief die Maske entzückt: „Jch möchte
dich küſſen, wenn du nicht ein Schmierfinke wärſt. Nun, es
ſoll dich nicht gereuen. Um zwölf Uhr ſtelle dich bei der
Kirche ein und hole zum Trinkgeld dir noch ein Bratengeld.
Juchheh, ich bin Nachtwächter!“

Die Kleider wurden vertauſcht. Die Maske vernacht-
wächterte ſich. Philipp band die Larve um, ſetzte den von
einer funkelnden Schleife gezierten Federhut auf und wickelte
ſich in den langen feuerroten Seidenmantel. Als er ſeinen
Stellvertreter verließ, fiel es ihm aber doch aufs Herz,
der junge Herr könnte vielleicht aus Uebermut die nacht
wächterliche Würde entweihen. Er drehte ſich noch einmal
um und ſagte: „Jch hoffe, Sie werden meine Gutwilligkeit
nicht mißbrauchen und Unfug treiben. Das könnte mir Ver-
druß zuziehen und den Dienſt rauben.“

„Was denkſt du denn, närriſcher Kerl?“ rief der Vikar:
„Meinſt du, ich wiſſe nicht, was meines Amtes ſei? Dafür
laß mich ſorgen. Jch bin ein Chriſtenmenſch, ſo gut als du.
Packe dich, oder ich werfe dir die Stange zwiſchen die Beine.
Um zwölf Uhr bis du unfehlbar bei der Gregorienkirche und
gibſt mir meine ha wieder. Adieul Das iſt ein
Teufelsſpaß für mich.“

Trotzig ging der neue Nachtwächter ſeines Weges.
Philipp eilte, ein nahegelegenes Bierhaus zu erreichen.

(Fortſetzung folgt.



das R ebiet verlaſſen hak, nachträglich den Entſchluß faſſen kann
nunmehr nicht zurückzukehren, namentlich wenn, wie im vo
Falle, ein kaiſerlicher Aufruf die im Auslande befindlichen Wehr-
pflichtigen aufgefordert hatte, ſich zur e zu melden. Der nach
träglich gefaßte Entſchluß, nicht zurückzukehren, macht die vorher ohne
die. Abſicht des dauernden Fernbleibens bewirkte Entfernung aus dem
Reichsgebiete zu einer ſtrafbaren Auswanderung.

e Msbel für Kriegsgeiraule. Jn Leipzig ſind bis Ende 1917
über 8000 Paare kriegsgetraut worden. Bei Gründ eines Hausſtandes aber machen ſich die hohen Preiſe für Möbel ſedr erſchwerend

bemerkbar, denn neue und alte Möbel ſind um das Mehrfache im
r Segen Der Frauendank 1914 befaßte ſich nun bisher mit
der Altmöbelfürſorge für Kriegsbeſchädigte. Jetzt aber haben ſich die
Vertreter der mit der Kriegsfürſorge in Leipzig beſchäftigten Vereini
gungen zu einem einheitlichen Vorgehen nach folgenden Grundſätzen

Die Ortsgruppe Leipzig des Frauendanks 1914 verſorgt
als all ige Stelle in Leipzig wohnhafte Kriegsgetraute, die hier die
Ehe geſchloſſen haben, mag der Mann nun Kriegsbeſchädi ſein oder
nicht, mit alten und neuen Möbeln. Sie fordert in ö chen Auf
rufen auf, ihr gebrauchte Möbel unentgeltlich oder entgeltlich zu überlaſſen, bezahlt die Möbel bar und läßt ſe vorrichten. egen der Her

ſtellung neuer Möbel ſchließt der Frauendank mit einer unter Ver
mittlung der Handels und Gewerbekammer zu gründenden
genoſſenſchaft hieſiger Tiſchler und Möbelfabrikanten einen
nach dem einige Einheitstypen von ganzen Zimmereinrichtungen und
auch einzelnen Möbelſtücken zu beſtimmten Preiſen hergeſtellt, an den
Frauendank verkauft und von di bar bezahlt werden. Die erfor
derlichen Rohſtoffe, vor allem Holz, ſollen durch Vermittlung der
Kriegsamiſtelle beſchafft werden, die auch für die Beurlaubung vonArbeitskräften eintreten e ſoweit ſie ſich im Heeresdienſte n
Der Frauendank gibt dieſe von ihm gekauften, neuen Möbel an Kriegs
teilnehmer zu einem Preiſe ab, der die Selbſtkoſten und die Verwal
tungskoſten deckt. des Kaufpreifes zahlt der Kriegsteilnehmer bar
an, 35 werden ihm geſtundet und ſind in angemeſſenen Raten abzu
tragen. Der Frauendank behält ſich das Eigentum an den Möbeln
bis zur vollen Zahlung des Kaufpreiſes vor. Da dem Frauendank
keine Mittel für dieſen Zweck zur Verfügung ſtehen, will der Rat eine
größere Summe darlehnsweiſe oder als Bürgſchaft zur Verfügung ſtel
len. Außerdem ſoll ein Ausſchuß zur Regelung der Möbelfürſorge
eingeſetzt werden, dem Vertreter des Frauendankes, der Kreishaupt-
mannſchaft, des Heimatdanks, des Rats und der Stadtverordneten, des
Kriegsamts und des Kriegsausſchuſſes ſozial tätiger Vereinigungen an
gehören ſollen. Der Rat erſucht die Stadtverordneten, dieſe Richt-
linien gutzuheißen.

Wie der Schuhnot amkllich olfen wird. Bekanntlich hat die
Knappheit an Leder und ſonſtigem Rohſtoff zu einer ſehr ſtarken Ein
ſchränkung in der Herſtellung von Schuhen geführt. Infolgedeſſen iſt es
vielen Beſitzern von Bezugsſcheinen für Schuhe nicht möglich, ihren
Bedarf zu decken. Aus dieſem Mißverhältnis zwiſchen dex Zahl der
ausgegebenen Bezugſcheine und der Menge der vorhandenen Schuh
waren ergeben ſich Unzuträglichkeiten, deren Beſeitigung erwünſcht iſt.
Die zuſtändigen Stellen planen daher eine Neuregelung in der Schuh
verteilung, bei der die Ausgabe von Bezugſcheinen in
mit dem Umfang der Erzeugung von Schuhen gebracht werden ſoll.
Ueber den einzuſchlagenden Weg liegen einſtweilen noch keine Ent-
ſchließungen vor. Es iſt vorgeſchlagen worden, den einzelnen Orten ein
Kontingent von Bezugſcheinen zuzuteilen, über das hinaus Bezugſcheine
nicht ausgegeben werden dürfen. Die Zahl, die in einem Hrte ausge
ſtellt werden dürfen, hätte ſich dann nach der Belieferung Ortes mit
Schuhwaren zu richten. Dabei müßte aber jedenfalls in Großſtädten
ein Ausgleich unter den Ausgabeſtellen von Bezugſcheinen ſtattfinden,
da naturgemäß der Bedarf innerhalb der einzelnen Ausgabebezirke
nicht gleichmäßig iſt. Es werden alſo zwar nicht mehr Schuhe, wohl
aber weniger Bezugsſcheine geliefert werden. Und ſo iſt demnach alles
in ſchönſter Ordnung.

Zur Befſichligung von Siedeln lagen im ſächſiſchen und
rheiniſchen Induſtriegebiet haben Oberbürgermeiſter Dr. Rive, Re
gierungspräſident Dr. v. Gersdorff und Erſter Bürgermeiſter Hertzberg
(Merſeburg), ſowie Angehörige der Landwirtſchaft eine Studienreiſe an
getreten, die Ende dieſer Woche beendet ſein wird.

DieFuklerrüben für Marmeladezwecke und Millkärpferde
Provinzialſtelle für Gemüſe und Obſt teilt mit, daß eine Beſchlag
nahme der Kohl und Runkelrüben für die Provinz Sachſen zur Zeit
nicht beabſichtigt ſei. Allerdings müſſe den Kreiſen, die über den
Durchſchnitt geerntet haben, die Abgabe eines Teiles dieſer Mehrernte
zu öffentlichen Zwecken werden. Dies iſt notwendig, weil
beſonders Futterrüben zur Marmeladenſtreckung und für Militärpferde
gebraucht werden. Für gelbe Kohlrüben werden 3.50 M., für weiße
und Runkelrüben 3 M. gezahlt.

Tobakbak, Tobakbak, Tobak, du mein Leben Daß dem Tabak
„Erſatzſtoffe“ beigemiſcht werden, hat der Bundesrat bekanntlich ſchon
vor einiger Zeit erlaubt und dabei wohlwollend auf Hopfen und Buchen
laub hingewieſen. Jetzt hat der Finanzminiſter im Einvernehmen mit
dem Reichsſchatzamt ein übriges getan. Er geſtattete, daß Tabak
miſchungen noch als Tabak bezeichnet werden, wenn der Tabak mehr
als 5 vom Hundert des Geſamtgewichts ausmacht. 943 vom Hundert
können alſo Unkraut jeder Art ſein, wenn 534 vom Hundert Tabak
dazu kommt. Dann adelt dieſer beſcheidene Zuſatz das ganze unedle Ge
miſch. Ob dieſer Nachricht werden die Raucher ihr Geſicht, die übrige
Menſchheit wenigſtens die Naſen verhüllen.

Bei einem Einbruchsdiebſtahl in Sandersdorf (Kreis Bitterfeld)
ſind neben Siegeln auch Bezugsſcheinformulare geſtohlen worden. Die
Halleſchen Verkäufer von Web, Wirk- und Schuhwaren werden daher
aufmerkſam gemacht, Bezugsſcheine aus Sandersdorf beſonders ſorg
fältig zu prüfen, im Zweifelsfalle den Verkauf von Waren abzu
lehnen.

ZTheater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Freitag Othello Sonnabend Sinfonie-

Konzert unter muſikaliſcher Leitung von Oskar Braun,
Soliſt Franz von Vecſey. (Unter anderem wird die „Früh
lings-Sinfonie“ von J. J. Abert zur Aufführung kommen,
die bisher in Halle noch nicht geſpielt worden iſt.) Sonnabend nach
mittag 336 Uhr Schülervorſtellung' zu ermäßigten Preiſen:
„Nathan der Weiſe“, Sonntag, abends 7 Uhr „Die Wal
tüſre“, nachmittags 3 Uhr als Volksvorſtellung zu ganz kleinen
Preiſen Shakeſpeares Luſtſpiel „Die Komödie der Jrrun-
gen“. Die nächſte Aufführung des „Dreimäderlhauſes“
iſt auf Montag angeſetzt. Der Vorverkauf für dieſe Vorſtellung
hat bereits begonnen.

Aus der Provinz.
Schälerhilfsdienſt für die Land wirtſchaft.

Der Landwirtſchaftsminiſter hat nunmehr den Landwirtſchafts
kammern die von dem Stabe des Kriegsamts aufgeſtellten Leitſähte
über die zukünftigen Aufgaben des freiwilligen Schülerhilfedienſtes
für die Landwirtſchaft zugehen laſſen.

Die Bereitſtellung vollzieht ſich im Rahmen der höheren Lehr-
anſtalten und erfolgt in der Art, daß jede Anſtalt genau weiß,
wieviel Schüler und Lehrer jederzeit abberufen werden können.
Aus dieſen Vorräten erfolgt die Abberufung je nach Bedarf unter
ſchiedslos für den Großgrundbeſitz und die kleinbäuerlichen An
weſen. Die wirkſamſte Ausleſe im Intereſſe der Landwirtſchaft iſt
die ärztliche Unterſuchung, die zu einer dienſtlichen Angelegenheit
der Militärärzte gemacht iſt. Es iſt zu erhoffen, daß durch das Aus
ſcheiden körperlich der Aufgabe nicht gewachſener Schüler manche
Enttäuſchungen der Landwirte vermieden werden können. Die in
größeren Städten baldmöglichſt einzuleitende Unterſuchung ſoll nach
einer vom Kriegswirtſchaftsamt Brandenburg vorgeſchlagenen Ein
teilung in verwendungsfähig für die Landwirtſchaft als Schreiber

rtrag, verfügbar gema

r

und im Auffichisdienſt zu Veien und ähnlichen Dienſten vor
m genommen werden. Die Vorbereitung durch ſe wird praktiſche Seite in erſter Linie ins Auge Faſſen r S

inen werdender Schüler, beſonders der techntſch begabteren, an
gerade den kleinbäuerlichen Beſitzern ſelbſtändigere Hilfskräfte zu
gewieſen werden können. Auf jeden Fall ſind die Schüler, die im
Jahre 1917 längere Zeit auf dem Lande geweſen ſind, unter dem
Geſichtspunkte der Selbſtändigkeit hervorragend fortbildungsfähig.
Jn der Propaganda in der Schule ſoll immer wieder darauf hin
gewieſen werden, daß der Erlaß des Unterrichtsminiſters eine volle
Sicherung der Schüler gegen jede Verminderung der Verfetzungs
möglichkeit in ſich birgt. Schließlich ſollen alle Unannehmli
keiten, die ſich bei Beginn und im Verlauf der Arbeitstätigkeit der
Jungmannen ergeben könnten, durch den Abſchluß eines vom Arbeit-
geber unterſchriebenen Arbeitsvertrages umgangen werden.

Keine Militärgeſpanne mehr.
Das ſtellvertretende Generalkommando gibt bekannt, daß Mili

tärgeſpanne zum Ausleihen an Privatperſonen, für Kriegsinduſtrie,
Landwirtſchaft, Holzabfuhr uſw. von nächſter Zeit an nicht

werden können. Betriebe, die auf Pferdekräfte
fremde Hikfe in Anſpru
Unterſtützung durch MilitärgeſpanneEs ſcheint ſehr ungewiß, ob und in

welcher Zeit Pferde in der Art der landwirt li Hilfskom
mandos 1917 im Jahre 1918 von der Heeresverwaltung zur Ver-
fügung geſtellt werden können. Jedenfalls ſollte ſich niemand auf
dieſe Hilfe verlaſſen. Auch wäre es verfehlt, die Eindeckung des
Bedarfs bis zur Demobilmachung hinausſchieben zu wollen, in der
Abſicht, dann ausrangierte Pferde billig erſtehen können. Da
mit die Produktion nicht Schaden leidet, wird es nötig ſein, daß alle
betreffenden Wirtſchaftsbetriebe ſo frühgeitig wie möglich ſich zur
ordnungsmäßigen und geſicherten Fortführung ihrer Betriebe un
entbehrlichen Pferdegeſpanne uſw. Unter allen Umſtänden ſelbſt be
ſchaffen. Die Beſchaffung im Handel kann nach uneingeſchränkter
Freigabe des Handels und Gewährung voller Freizügigkeit fürPferde keine Schwierigkeit mehr bieten. Wo ungünſtige Serioge s

lage den Erwerb von Spanntidren im freien Handel, ſelbſt bei Anrehnany der für ausgehobene Pferde Entſchädigung,
ausſchließt, kommt h für fehlende Pferde durch die
Landwirtſchaftskammern in Betrach

angewieſen ſind und bishe
werden daher i dnicht mehr rechnen können.
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die bolksſtimme zu abonnieren

hat jetzt jeder denkende Arbeiter
mehr denn je Knlaß!

Warum?
Dieſe Frage wird ſich jeder klaſſen
bewußte Proletarier ſelbſt beant
worten können. Die Schwere dieſer
Seit und die Kufgaben, die ihrer

harren, ſind es, die ihn dazu
bewegen müſſen.

D. Arbeiter! Gewerkſchaftlerl
Abonniert eure 5eitung, werbt und

agitiert für die p
„Vvolksſtimme“ F

d

Merſeburg. Strombe ſchränkung in den Landkreiſen.Die Landkraftwerke Kulkwitz, die den rößien Teil der Kreiſe Merſe

pty und Querfurt mit elektriſchem Strom verforgen, teilen mit, daß
ſie infolge notwendig gewordener r Reparaturen an ihrem
Kraftwerk gezwungen ſind, in den nächſten
der Stromlieferung eintreten zu laſſen. Mit ung der Kriegs
amtſtelle Magdeburg werden daher bis auf weiteres die Ortſchaften
der Kreiſe Merſeburg und Querfurt mit elektriſchem Strom nicht be
liefert werden an folgenden Tagen und Stunden:

Montag nachmittags l bis 5 UhrDienstag nachmittags l bis 5 Uhr
Mittwoch 1 bis 5 UhrDonnerstag vormittags 7 bis 12 Uhr

Dis 12reitag vormitt73 Dornktiage 7 bis 12 Uhr
Die Landräte bitten alle Einwohner der Kreiſe, namentlich die

jenigen Landwirte, die auf elektriſchen Strom angewieſen ſind, ihren
Betrieb hiernach einzurichten. Es iſt zu hoffen, daß dieſe weitgehende
Beſchränkung nicht allzulange notwendig ſein wird.

Poſtdiebſtahl. Nachdem erſt dieſer Tage von der Güter
verwaltung einem Kaufmann eine Kiſte zugeſtellt worden war, aus der
3000 Stück Zigarren fehlten, hat ſich jetzt ein beſonders frecher Poſt-
diebſtahl ereignet. Eine arme Waſchfrau ſandte an den Ehemann und
an den Bruder im Felde je ein Lebensmittelpaket nach der Poſt. Die
von zwei Kindern 3 Uhr nachmittags richtig eingelieferten Pakete
wurden bereits zwei Stunden ſpäter völlig beraubt im Vorgarten eines
Reſtaurationsgrundſtückes aufgefunden.

Weißenfels. Jn einer Stadtverordnetienſitzung, die
am Mittuhh ſtattfand, wurden 650 M. für Rachpflanzung von Obſtbäumen und 1500 M. Heizungskoſten für die Bhürgerſhule nachbe

willigt. Der Errichtung eines Kinderhortes für die Neuſtadt wurde

nahmen,

ochen eine Beſchränkung kelle,

241 2
o

e verhältniſſe JAn nd in Einnahme 85 undAusgabe 64 485 M. verblieben. Das Vermögen der Kämmerei beträgt
2 199 120 M. Die Rechnung wurde und dieſteh e n keſtgeſt non

Der Sozial demokratiſche Verein hält
Sonntag, 10. Fehruar, im Reſtaurag Deutſche Schänke“ eine Mit
glieder- Verſammlung ab. Der auf 5 U nachmittags feſt

ch geſetzt. Die Genofſinnen und Genoſſen werden zu zahlreichem Beſuch
eingeladen. Gäſte haben Zutritt.

suprtrt 2 vom h gigerwieder W Tätigkeit e 8218
den Geſängen ſich auch eine größere Anzahl

Wikkenberg. Stadtverordnekenſitzung. Die erhebliche
Einziehung der Lehrkräfte zum Heersdienſe macht die Anſtellung einer

Vertreterin an dar Sürgerſchule nötig, wozu die Mittel bewilligt wur

Volks
ſchüler an der Mittelſchule Freiſtellen zu errichten. Es ſollen hierzu
aus der Bürgerſchiſe 4, aus den anderen Volksſchulen 2 Schüler aus
gewählt werden. Die Verſammlung bewilligte die entſprechende Mapi

ſtratsvorlage mit jährlich 2592 M. einſtmmig. Die Ueberlandzentrale

berg gelieferten elektriſchen Strom zu erhöhen im Hinblick auf die ge
ſtiegenen Löhne, Materialien uſw. Dem Antrag wurde in
ſtattgegeben, daß der Preis von 6 Pf., den die Stadt für die Kilowatt
ſtunde an das Werk in Bergwiß zahlt, um 1 Pf.,
ſchließlich der Kohlenſteuer, erhöht wird. Für die Säuglingofärſorge
hat ſich die Anſtellung einer beſonderen Schweſter nötig erwieſen, der
zugeſtimmt wurde. Eine längere Beſprechung die mangelhafte
Belieferung der Stadt mit Wild durch den Jagdpächter vom ſtädtiſchen
Rittergut Seegrehna hervor. Nach deſſen Mitteilung ſind 8 Rehe ge
liefert worden. Jm Vertrage ſind aber 10 Rehe und 50 Haſen zur
Bedingung gemacht. Die Verſammlung konnte die
nicht für ausreichend anerkennen, wenn auch von einer Seite auf das

dieſer beſchlagnahmte Drittel Wild von jeder Jagd im Kreiſe in erſter
Linie nach Möglichkeit der Stadt Wittenberg verbleibt.

Willenberg. Stillegung der Gasanſtalt?
Stadtverordnetenſitzung wjes nach Schluß der

rnbach einen
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auch nicht gleich ab, re
der Frau ein weißwollenes

l ndamit entfernte. Später wurde die Unbekannte einem auf
wohnenden Geſchäſtemanne betroffen und von hier aus

Wache gebracht. Dort beſtritt ſie, ekwas geſtohlen zu haben. Bei
Unterſuchung bei

W J bekanntgibt, dNacht Gasl ein. Die Anſtalt warnt aber davor, den ber-
brauch ins Uferloſe anſchwellen zu laſſen.

Diebſtahl. Jn der Nacht vom 18. zum 10. Januar iſt auf

der Chauſſee l von einem dem ere e h et neuem Hemmſchnh un zwel Geh. Glangenkelten entwendetwor

Aus der Partei.
Anabhängige, Maſſenſtreik und

Jn einem Artikel zur Beendigung der Streikbeweg ſchreibtder e in derSo ſchon ſeit la immer ert worden, oba eſegnen beſonders in Deuhchlend ohne tatkräftige Mitwirkung

der Gewerkſchaſten in Umfange hren ſei. DieſeZweifelsfrage beantwörtet das Organ der Unekbangigen folgender-

maßen:ß eit be weder

um jeden Preis ausſchalten wollten,

t als dee engwarenlungen zuſtimmten. Die Gewerkſchaften dazu bereit, aber den
Unabhängi te d in rteikram, und ab.na e nicht in ihren Partei ſengezugeſtimmt (6000 M. ve ten Koſten). Der Haushaltsplan desfür 1918, da W eder und Ausgabe mit 124 500 M. Vorwürfe weil ſie den Streik nicht unterſtützt

abſchließt und einen von 28 300 M. wurde ange hätten. kam es den Une igen mehr auf Angriffe
nommen, ebenſo der des ſtädtiſchen Waſſerwerks, der in Einnahme und die an, als uf, unnüde zu ver
Ausgabe mit 88 000 M. abſchließt. Der über Ge und die zu einem für die e Endewährung einer einmaligen Kriegsteuerungszulage an Beamte, Lehrer zu führen.
nd A Ate wurde den Grund Staatsbeamteh e und ſie die mindeſten6 Monate im Dienſte der Stadt ſtehen, wurden ebenfalls

Kriegsteuerungszulagen in Höhe von 60 M. für verheiratete Perſonen Düſſelborfer Freie Preſſ t in neues Wr Aen i t den 2. er, ausgeben. Herau e Blattes hatte
cht, weil nach dor Schwenkung der Düſſeldorfer Volks

ſſeldorfer Volkszeitung war.
Vorwärts auf allen Wegen! 600 nene Abonnenten und

eine ſprunghafte arg des r von 4000 auf10 000 Exe e die I der Arbeiter Zeitung in Eſſen. Jede weitere Steigerung bedingt Ver
ringerung des Zeitungsumfangs, da das Papier kontingentiert, dieder e n en Auch die Partei

hat ſt neue Aufnahmen zu verzeichnen.
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